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Gwumnnmn n e.

Der Text des ruſſiſchen Friedensvorſchlages, den die
öſterreichiſche Regierung veröffentlicht hat, iſt nicht voll
ſtändig. Es fehlt eine Reihe wichtiger Sätze, die der Vor
wärts nach einem Telegramm der Petersburger Telegraphen
agentur vom 29. November, wiedergegeben im Kopenhagener
Socialdemokvaten, nachträAn vie kriegfü enden Völker

Als Antwort auf unſern Vorſchlag, augenblicklich an allen
Fronten Waffenſtillſtand zu ſchließen mit dem Ziel des ſofortigen
Friedens ohne Annexionen und ohne Kriegsentſchädigungen mit dem
Recht für alle Nationen, frei über ihre Schickſale zu verfügen,
ſchlägt der Oberſtkommandierende Sekondeleutnant Krylenko vor,
den Beginn der Verhandlungen zu verſchieben auf den 19. Novem-
ber (alten Stils, 1. Dezember neuer Zeitrechnung), damit man aufs
neue den Regierungen der Alliierten vorſchlagen kann, ihre Stel-
lung zu den Friedensverhandlungen feſtzukegen. Die militäriſchen
Operationen ſind durch gegenſeitige Vereinbarung eingeſtellt und
s haben keinerlei Truppenverſchiebungen in den letzten fünf Tegen

r Wir Fritreben S apgenblickliche Antwort von

nenee J J SSoldaten Proletarier, Arbeit er und Bauern! Wollt Jhr zu

ſammen mit uns entſcheidende Schritte zum Völkerfrieden tun
Vir, der Rat der Volkskommiſſäre, wenden uns an die Arbeiter
maſſen in Deutſchland, Oeſterreich, Türkei und Bulgarien. Der
Friede, den wir vorſchlagen, muß auf loyalem Verſtändnis beruhen,

rellen Lebens ſichert.
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Halle, Montag den 3. Dezember Kor 1817. 1. e

den mit Hilfe eines direkten und mutigen Kampfes der revolutio
nären Maſſen gegen die imperialiſtiſchen Pläne und Eroberungs-
beſtrebungen.

Die ſiegreiche Revolutionsregierung legt kein Gewicht darauf,
von den profeſſionellen Ausübern der kapitaliſtiſchen Diplomatie
anerkannt zu werden.

Die Antwort auf dieſe Frage (ob die Diplomatie Ausdruck
der Völkerwünſche iſt. Red.) muß gegeben werden, aber keine Ant-
wort in Worten, ſondern eine Antwort, die ihren Ausſchlag durch
Taten gibt.

Das ruſſiſche Heer und das ruſſiſche Volk will und kann nicht
länger warten. Am 1. Dezember beginnen wir Friedensverhand
lungen. Wenn die Alliierten keine Bevollmächt. gten ſenden, werden
wir uns in Verhandlungen mit den Deutſchen allein einlaſſen. Wir
erſtreben den allgemeinen Frieden; aber wenn die Bourgoiſien in.
den alliierten Ländern Uns zwingen, einen Separatfrieden zu
ſchließen, ſo wird die Verantwortung dafür auf ſie fallen.

Soldaten, Arbeiter, Bauern in Frankreich, Jtalien, den Ver-
einigten Staaten, Belgien und Serbien! Am 1. Dezember findet

Wir erwarten
et ke er de

nene und die Mundigteit der Völker!
Mittlerweile hat, wie bekannt, die gegenwärtige deutſch

Regierung ihre Bereitwilligkeit erklärt, auf das ruſſiſche Frie-
densangebot einzugehen und die deutſche Volksvertretung hat
zu dieſer Haltung der Regierung ihre Zuſtimmung ausge-

der jedem Volke freie Entwicklung ſeines ökonomiſchen und kultu ſprochen
Ein ſolcher Friede kann nur geſchloſſen wer

Bertagung des Reichstages.
Nach der Bewilligung des neuen 15.Milliarden Kriegs

kredites in dritter Leſung hat ſich der Reichstag am Sonn
abend gegen den ent ſchiedenen Widerſpruch der

aldemotrattſchen Fraktion und der Unabhängigen ver
a g Die Gründe dieſes Widerfpruchs ſind aus dem Beri

kenntlich und überdies außerordentlich einlei Während
über den Frieden im en entſchieden wird, Ruß der Reichs
tag beiſammen blei Erreicht wurde aber nur, daß derPräſident erklärte, eine lange Vertagung ſei nicht beabſichtigt

und r zur nächſten Sitzung werde eventuell tele-
graphi oVerſchärft wurde der Widerſtand der Sozialdemokraten
durch gewiſſe Vorgänge in der Haushaltskommiſſion, die
Litauen betref und einſtweilen vertraulich behandelt
werden. Es handelte ſich um einen Tatbeſtand, der von Cohn
(U. Soz.) vorgetragen, von Erzberger beſtätigt wurde,und der Scheidemann zu der Bemerkung veranlaßte, die

Politik müſſe in der Wilhelmſtraße und nicht im Hauptauar-
tier gemacht werden. Inzwiſchen werden ja hoffentlich dieFriedensunterdandlungen mit Rußland regonnen haben,

und da wird ſich bald herausſtellen, daß man mit der bolſche
wiſtiſchen Regierung nicht nach Methoden der Geheimdiplo-
matie verhandeln kann.

Die zurzeit in Deutſchland befindlichen fünf Mitglieder
des litauiſchen Landesrats nahmen am Son Gelegen
heit, mit den Vertretern der J. einen Gedankenaustauſch über die künftige taltung u
zu pflegen. An den Verhandlungen nahmen auch die
treter der nationalliberalen Fraktion tei

Angſt vor dem Frieden.
Die annexioniſtiſchen Berliner Neueſten Nach

richten ſind neuerdings wieder beſtrebt, die in Ausſicht
benden riedensverhandlungen zu diskreditieren. Das
Blatt t rdaup rot nämlichr am ſchuß des Reichstage nun den Erklä-
rungen des Grafen Hertling beigeſtimmt hat ſo muß man annch-
men, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes hinter verſchloſſenen Türen
noch vertraulich darüber aufgeklärt worden ſind, daß der Grund

Ver

ſich immer noch krampfhaft an den Gedanken, da

Gegenüber dieſem dreiſten Verſuch, die Mehrheit des
Reichstags in Mißkredit zu bringen, ſei hier ausdrücklich feſt
geſtellt, daß im Hauptausſchuß des Reichstags die Mehrheit
unter allen Umſtänden daran feſtgehalten hat: einen Frieden
ohne Annexionen, auch gegenüber Rußland. Zu ganz durch-
ſichtigen Zwecken behauptet hier das annexioniſtiſche Blatt,
daß man Rußland gegenüber die Taktik der Heuchelei einge
ſchlagen habe. Daß ſolche Bemerkungen nicht dazu dienen
können, das Vertrauen Rußlands zu den Abſichten der Reichs
regierung zu ſtärben, liegt auf der Hand. Gerade das iſt es
aber, was die Annexioniſten erreichen wollen; blammern

gewaltſam
Angliederungen fremder Völker und fremder Staaten an das
Deutſche Reich erzielt werden müßten.

Waffenſtillſtand an der ruſſiſchen
Front.

Die Neue Zürcher Zeitung berichtet auf Grun:
eines Havastelegramms aus Petersbur Duchonin
Nachfolger, Krylenko, habe unterm 27. November, vor-
mittags 11 Uhr, im Auftrage des Rats der Volkskommiſſäre

Bevollmächtigte an die Front geſchickt mit folgender Kund-
ung:ges „Ausgerfſtel mil unbeſchränklen Vollmachlen des Rates der Volks

kommiſſäre fär die Geſchäfte des Krieges habe ich, Obexhefehlshaber der
Armeen der Republik Rußland, dem Bevollmächtigten Leulnank Knauer

vom 9. Miiglied des Komllees der 5. Armee, ferner
dem e Soagolnitſch und dem Freiwilligen Venera die Weiſung
erteilt, ße wöchſen bei dem Kommandanken der deutſchen Truppen in dem

in dem dieſe Bevollmächtigten empfangen werden, anfragen, ob
der Oberkommendierende der deulſchen Armee einverſtanden ſei, Bevoll

zu enkſenden, um unverzüglich Verhandlungen einzuleiten mit
dem Ziele, einen Waffenſtillſtand auf allen Fronken der kriegführenden
Länder herbelzuführen, um hierauf die Friedensverhandlungen zu be
ginnen Im Falle einer günſtigen Aukwort des Oberkommandierenden
der deutſchen Armee ſind die Parlamenſtäre beauffragt, den Ort und die
FJeil der Juſammenkunft der Unterhändler zu beſtimmen.

(gez.) Der Volkskommiſſor Krylenko.

Baſel, 1. Dezember. Die r Times bringt ein
Petersburger Telegramm, wonach all e Truppenformationenden Vorſchlag eines Waffenſtiliſtandes angenommen

tz: Keine Annexionen und Entſchädigungen, ſelbſt Rußland haben.
Kgenüber nur bedingt und unſern Feinden im Weſten gegen
über zunächſt n ich t Geltung haben darf. Aber ſelbſt wenn das
den Tatſachen entſpricht, was wir aus der Einmütigkeit der Zu
immung des Ausſchuſſes ſchließen zu dürfen glauben, ſo iſt uns

nicht gang wohl bei der Sache, wenn wir bedenken, daß neben
dem Grafen Hertli im Fahrwaſſer öſtepreichiſchen GrafenCzernin ſegelnde eileſetrelge von ine Leiter unſerer
e auswärtigen Politik iſt und in der Schickſalsſtunde unſeres Volkes

in wird.

Die Morningpoſt meldet aus Petersburg: Die Sol-
daten an der Front nahmen dort e ihre Offiziere
gefangen, die ſich nicht rückhaltslos auf, den Boden des

Waffenſtillſtandsangedbots ſtellten, und ſchafften ſie nach Pe
tersburg. den e Tagen wurden nicht weniger als1 e le in die Peter- und Paul-

eſtung eingeliefert, ſie in Anſprachen an ihre Truppengegen das aichenemenifeſt der Revolutionsregierung Stel

lung nahmen.

m

iedensperhandlungen mit Rußland

Der neue 15-MilliardenKredit bewilligt.
Oer ruſſiſche Aufruf an die kriegführenden Völker.

e

General Duchonin aus dem Haupt

quartier entflohen.
Aus Wien wird gemeldet: General Duchonin und

die militäriſchen Vertreter der Entente ſind aus
dem ruſſiſchen Großen Hauptquartier geflohen. Die Radis
ſtation des ruſſiſchen Großen Hauptquartiers iſt in den Händen

der Maximaliſten. aEntweder oder
Kopenhagen, 2. Dezember. Trotzki hat die hieſige ruſſiſche

Geſandtſchaft telegraphiſch aufgefordert, unverzüglich zu antwor
ten, ob ſie ſich dem neuen Regime anſchließe, andernfalls habe ſie ſich
als ab geſetzt zu betrachten und die Geſandtſchaft einem Mitgliede
zu übergeben, das bereit ſei, dem neuen Rußland zu dienen. Die Ge
ſandtſchaft beſchloß, das Telegramm Trotzkis un beantwortet zu
laſſen.

Ruſſiſche Vergel ung gegen England.
Amſterdam, 2. Dezember. Reuter meldet aus Petersburg:

Trotz ki hat Befehl gegeben, daß keinem Engländer erlaubt wird, Ruß
land zu verlaſſen, ſolange die in England gefanghn gehaltenen ufer
nicht freigelaſſen worden ſeien. W. a I aDie Zingt der 3 eHaag 1. Dezember. Die Morning Poſt teilt mit, daß die e Tone

des Exzaren, Tatjana, von der kürzlich gemeldet wurde, daß ſie nach
Japan geflüchtet ſei, ſich in Männerkleidung von Omsk über Moskau
nach Archangelfk begab und ſich dort nach Bergen einſchiffte, von wo ſie
vor kurzem in Neu Caſtle eintraf. Sie wird ſich nach Amerika begeben,
um dort Vorträge über die Ereigniſſe in Rußland zu halten.

Großfürſt Michael verhaftet.Haag, 1. Dezember. Der Berichterſtatter der Daily Mail in Peiets

burg meldet, daß der Bruder des Exzaren Großfürſt Michael, ver
haftet und gefangen in das Smolsny Inſtitut gebracht wurde.

Petersburger Wahlen zur Konſtituante.
Rolterdam, 1. Dezember. Der Daily Telegraph meldet aüs Peter

burg: „Das endgültige Reſultat der Wahlen für die konſtituierende
Verſammlung in Petersburg zeigt an, daß die Bolſchewiki die meiſten
Stimmen bekamen, und zwar über 400 000. Dann folgen die Kadetten
mit etwas unter 250 000 Stimmen, die Sozialrevolutionäre an dritter
Stelle mit 150 000 Stimmen. Die andren Parteien bekamen eine un
bedeutende Anzahl Stimmen. Von zwölf Sitzen ſind alſo ſechs den Bol
ſchewiki, vier den Kadetten und zwei den Sozialrevolutionären zugéè-
wieſen.

Die Unabhängigkeitsbeſtrebungen Sibiriens.

Amſterdam, 1. Dezember. Ein hieſiges Blatt meldet aus London,
nach dort eingelaufenen Berichen werde Sibirien ſich unter der Füh
rung Potapins für unabhängig erklären. Die Miniſter ſeien
bereits ernannt worden. Die neue Regierung werde überall ſympathiſch
vegrüßt. Jn einer Anzahl von Orten wehe die ſibiriſche Flagge.

Die Ukraine zieht ihre Truppen zurück.
Wie aus Helſingfors gemeldet wird, beſchloß die ukrainiſche

Regierung, alle ukrainiſchen Truppen, angeblich 300 000 Mann, von der
Front zurückzuziehen.

Zur zweiten Stockholmer Konfereng.

Jn einem Leitartikel unter der Ueberſchrift: Frieden be
Kopenhagener Sozialdemokraten die neuen ſozialiſti-

ſchen Friedensbemühungen der letzten Tage, insbeſondere die
neue Einladung zu einer ſozialiſtiſchen Friedenskonferenz.
Stauning hat auf eine Anfrage erklärt, er hoffe, daß alleParteien der verſchiedenen Länder, Mehrheiten Minder
heiten, an, der Konferenz teilnehmen würden. Sozialdemokraten hielte es für wünſchenswert, wenn do rganiſa

tionskomitee der Stockholmer Konferenz Zimmerwalder in
ſeine Reihen aufnähme. Die Aufrufe Trotzkis zeigten, daß die
ruſſiſche Regierung die Friedensbewegung amtlich aufnehmen
wolle, das habe auch ſeinerzeit Kerenſki verſprochen, doch ſei es
damit nie recht ernſt geworden. Das Blatt beglückwünſcht die
neue ruſſiſche Regierung zu ihrem feſten Friedenswillen und
ſchließt mit der Erklärung, daß trotz aller beſtehenden takti
Verſchiedenheiten zwiſchen der Bolſchewiki und der däniſSozialdemokratie es alle ehrliche Friedensarbeit interſthten

wolle, von wo immer ſie ausgehe.Die engliſche Regierung über den Brief Lord
Lansdownes.London, 1. Dezember. Dem Reuterſchen Vuregt

iſt authentiſch Mitteilung gemacht worden, daß das
Folgende die Anſicht der britiſchen Regierung
über den Brief Lord Lansdownes iſt. Lord Lansdowne



hat in ſeinen D. nut für ſich ſelbſt geſpeeihen. Ve
r er ihn ſchrieb, hat er ſich weder mit irgend einem
itglied der Regierung darüber beraten noch in Ver-

bindung geſetzt. Die e haben den Brief mit
ebenſolcher Ueberraſchung geleſen wie jedermann ſonſt.
Die in dem Briefe zum Ausdruck gebrachten Anſchau-

n e e v wer tengliſe Kegierung dar, eigen ſie im geringſten&ade an, daß irgend ein Wege oder eine Aenderang

in der Kriegspolitik Englands eingetreten iſt. Dieſe
iſt auch jetzt noch die gleiche, welche ſie immer geweſen
iſt, und wie ſie durch den Premierminiſter, durch Asquith,

nar Law und Balfour umſchrieben worden iſt
Dieſe Kriegspolitik iſt in mannigfaltigen Reden zum
Ausdruck gebracht worden, aber vielleicht iſt ſie am
beſten in der unlängſt erfolgten Außerung Clemen-
ceaus zuſammengefaßtworden, welche lautet: die Kriegs-
ziele, für welche wir kämpfen, das iſt der Sieg!

Eamuel Gompers gegen den Frieden.
New ork, 29. November. re Samuel

Compers, Präſident des amerikaniſchen Arbeiterver-
bandes, ſagte in einer Agitationsrede für die Anleihe,vor drei Sahren ſei er durch und durch Pazifiſt und

ein Gegner der Wehrpflicht geweſen, jetzt ſei die Wehr-
flicht ein Landesgeſetz und er rate allen, dieſem Ge-
etze zu gehorchen. Gompers trat für eine kräftige
ührung des Krieges ein und erklärte, er wolle keinen
rieden haben zu den Bedingungen, unter denen er

jetzt erhältlich iſt.
e

Gompers wird nachgeſagt, daß er laufend ungeheuere
Summen Beſtechungsgelder von den Kriegsfabrikanten
erhalte und dadurch ein reicher Mann geworden ſei.
Daraus würde ſich allerdings ſeine Haltung zur Friedens-
frage erklären.

Der Krieg im Weſten.
Nachdem bereits am 24. November der Durchbruchsverſuch als ge-

ſcheitert angeſehen werden konnte, haben nunmehr am 30. November
deutſche Gegenſtöße den Engländern den größten Teil des teuer erkauf-
len Höhengeländes wieder entriſſen. Der ſich zähe verteidigende Feind
vermochte der deutſchen Infanterie nicht ſtandzuhalten. Kräftig unterſtützt
durch die Artillerie, gelang es in erbitterten Kämpfen, ſüdlich Moeuvres,
die alte frühere Stellung wieder zu erreichen und unſre Linie über die
Chauſſee Arras--Cambrai vorzuſchieben. Unter ſchweren blutigen Ver-
luſten für die Engländer wurden ſie auf Graincourt, Anneux und Can-
taing zurückgeworfen. Der Gegenſtoß, der von Süden her gegen die
feindliche Einbruchsſtelle erfolgte, durchſtieß die feindlichen
Linien und führte zur Beſetzung der außerhalb unſrer frühe-
ren Stellung liegenden Orte Gonnelieu und Villiers--Guislain. Von
dort aus wurde bei Vendhuille unſre frühere Linie wieder erreicht. Unter
den viertauſend Gefangenen befinden ſich 140 Offiziere. Unſre Flieger
griffen während der heißen Schlacht wiederholt aus niedriger Höhe in
den Erdkampf ein. Gegen Abend verſuchte der engliſche Führer mit
ſtarkem Angriff unter Einſatz von Tanks und Kavallerie gegen Gonnelieu
Gelände zu gewinnen. Jn die dicht geballten feindlichen Sturmkolonnen
ſchlug unſer verheerendes Abwehrfeuer und ließ den feindlichen Angriff
reſtlos ſcheitern. Nach den ſchweren Kämpfen blieb während der Nacht

an den Kampfabſchnitten das Artilleriefeuer lebhaft. Der 30. November

iſt ein neuer Ehrentag für unſre Weſt?ämpfer, die jahrelang unerſchütter
lich und erfolgreich der vielfachen Ueberlegenheit engliſcher und franzöſi-
ſcher Heere trotzten und jetzt aufs neue bewieſen, daß ſie nach wie vor
von friſchem unwiderſtehlichem Angriffsgeiſt beſeelt ſind.
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F r 2 S m. M.Das Schlachtfeld üdwestſicſt von Camhbpo

Am 1. Dezember ſteigerte ſich in Flandern um Pasſchendaele und
ſüdlich das Artilleriefeuer zu größter Stärke und blieb auch die Nacht hin
durch lebhaft. Am 2. Dezember 3 Uhr vormittags hat es erneut ſchlag
artig auf unſre Stellungen von Pasſchendaele bis Becelaere mit größ-
ter Stärke eingeſetzt.

Im Artois wurden bei Lens und nördlich der Straße Arras--Cam-
brai unter Einbehalt von Gefangenen feindliche Patrouillen abgewieſen.
Nachts war das feindliche Feuer ſüdlich Hulluch lebhafter. Desgleichen
während des ganzen Tages und während der Nacht nordweſtlich Cam
brai, ſüdlich der von Arras kommenden Straße.

A. C. en von C. al wurde wied zum erb.
gekämpft. Jn wütenden Gegenangriffen verſuchte der Engländer unter
ſtärkſtem Einſag aller Kampfmittel das ihm am 30. November ent
riſſene Gelände wieder zu nehmen. Seine dicht maſſigtten Angriffe ſchei
terten nicht nur überall nach erbittertem Kampfe unter ungewöhnlich
hohen Opfern, ſondern brachten ihm auch den weiteren Vrluſt des Dorfes
Masmnieres, deſſen Beſitz in den erſten Schlachttagen von den Engländern
ſo teuer erkauft worden war. Südöſtlich Moeuvres an der National
ſtraße wurden 200 neue Gefangene eingebracht und mehrere Maſchinen
gewehre erbeutet, nachdem die engliſchen Angriffe in unſrem Feuer

wa
e der Feind

lich und öſtlich Moeuvres vor unſren Linien zuſamm
Jn Gegend Gonnelien und Villers--Guislain

ebenfalls vergeblich, uns die Erfolge des geſtrigen Tages wieder zu ent
reißen. Hier trieb er ſogar Kavallerie gegen unſre Linien vor. Nach kz
erbittertem Kampf brachen überall ſeine Angriffe
zerſchoſſene Tanks bezeichnen den Platz, wo ſeine Maſſenangriffe zex
ſchellten. Haufen zerſchoſſener Menſchen und Pferde bedecken das Feld,
wo indiſche Reiter ſich für England verbluteten. Die Gefangenen und
Beutezahl hat fich weiterhin erhöht.

Nordöſtlich Soiſſions nahm bei beſſer werdender Sicht die beider
ſeitige Artillerietätigkeit zu. Gegen Abend drangen unfre Stoßtrupps
in friſchem Draufgehen bei Anizy über den Kanal vor, hoben eine feind
liche Feldwache aus und kehrte mit einer Anzahl Gefangener und zwei
Maſchinengewehren zurück.

Der Krieg zur See.
Berlin, 2. Dezember. (Amtlich.) Neue UVootErfolge im

Mittelmeer 19 Dampfer m. t über 34 000 Bruttoregiſtertonnen.
Die Mehrzahl der Dampfer wurde im weſtlichen Mittelmeer

aus nach Oſten beſtimmten ſtark geſicherten Geleitzügen heraus-
geſchoſſen, einige davon im Nachtangriff. Z.

Unter den vernichteten Schiffen befanden ſich die bewaffneten
engliſchen Dampfer Trowb.dge (3712 Tonnen, Margam Abbey
(4367 Tonnen), Amberton (4556 Tonnen), Antaeus (3061 Tonnen),
die bewaffneten franzöſiſchen Dampfer Moſſvul (3135 Tonnen),
Marc Frainsfſinet (3060 Tonnen), die italieniſchen Dampfer Senegal
(848 Tonnen), Commandatore Carlo Bruno (813 Tonnen).

Die meiſten Dampfer waren tief beladen. Große Wert ſind
mit ihnen untergegangen. Unter anderem wurden 5200 Tonnen
Kohle, nach Alexandrien beſtimmt, etwa 4000 Tonnen Zinn, Kopra
ſener für Frankverch und 1500 Tonnen Weizen für Jtalien ver
enkt.

An den erzielten Erfolgen hat Kapitänleutnant Otto Schultze
hervorragenden Anteil.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Wien, 1. Dezember. Am 28. November frühmorgens liefen
Gruppen unſrer Torpedofahrzeuge zur Erkundung der italieniſchen
Küſte aus. Eine Gruppe ſichtete und beſchoß ſüdlich der Metauro-
Mündung einen Laſtzug; die Lokomotive explodierte, der Zug
wurde ſtark beſchädigt. Während der Beſchießung ſtanden die
Fahrzeuge unter dem wirkungsloſen Feuer einer mittelkalibrigen
Landbatterie. Eine andere garzeus ruppe bekämpfte die Geſchützbatterien mittleren Kalibers bei orfini und Arimini. Wäh-
rend und nach den Beſchießungen wurden die Fahrzeuge erfolglos
von feindlichen Fliegern angegriffen. Bei der Rückfahrt ſichteten
die I r ſegrappen mehrere feindliche Einheiten, die, einem
Angriff entziehend, nach Nordweſt abdrehten. Feindliche Einheiten
bei Ancona wurden von unſern Seeflugzeugen mit Bomben be
legt. Alle Fahrzeuge und Flugzeuge ſind vollſtändig und unbe
ſchädigt eingerückt.

Bern, 2. v Nach Blättermeldungen aus Karthagena
iſt der engliſche Dampfer Sheffield, 3000 Tonnen, mit Kohle nach
Jtalien unterwegs, nachts mit einem unbekannten Dampfer zu
ſammengeſtoßen und wahrſcheinlich untergegangen.

Politiſche Ueberſicht.
Der Hauptausſchuß des Reichstages

nahm am Sonnabend nach Begründung durch einen
nationalliberalen Redner den gemeinſamen An-
trag, betreffend Einſetzung eines Unterausſchuſſes
zur Prüfung der Fragen der Preiſe für Kriegslieferungen,
der Lieferungen ins Ausland während des Krieges und
der Kriegsgeſellſchaften einſtimmig an. Staatsſekre-
tär Freiherr von Stein hatte ſich bereit erklärt, dem
hier vorgeſchlagenen Ausſchuß jede mögliche Auskunft
über die Kriegsgeſellſchaften zu geben, nur bat er, die
Verhandlungen nicht ſchon in den nächſten Tagen zu
beginnen, da er das Kriegswirtſchaftsamt einzurichten
habe, wenn nicht wichtige Arbeiten Verzögerung er-
leiden ſollten. Nach der Vollverſammlung des Reichstages trat der Hauptausſchuß wieder ſammen um

vertrauliche Erklärungen des Staatsſekretärs des Aus
wärtigen Amtes von Kühlmann entgegenzunehmen.
Der Termin für die nächſte Sitzung wurde offen ge
halten; je nachdem die politiſche Lage ſich geſtaltet,
wird der Ausſchuß früher oder ſpäter wieder zuſammen-
treten.

Ausſchaltung des Reichstags. Der frühere Staatsſekretär
Helffezich hat ſeinerzeit die Zuſage Cprem daß angeſichts der
großen politiſch und e n eutung der Liquidation
des feindlichen Eigentums in ElſaßLothringen bei Erledigung
der re weder der Reichstag noch der elſaß-lothringiſche
Landtag übergangen werden wird. Der äſſiſche Abg. Hau
macht nun in einer im Reichstag eingebrachten Anfrage die auf
ſehenerregende Mitteilung, daß nach zahlreichen, in der letzten
Zeit erſchienenen Preßnotizen inzwiſchen über das weitaus wich-
tigſte Liquidationsobjekt, die Hütten und Bergwerke de Wendel,eine Entſcheidun erfolgt h und e zugunſten des Stahlwerks-

verbandes, wobei ſogar auch im Reichsauslande c ene Hütteneinen Anteil an den lothringiſchen Erzen erhalten Wellen Die
Frage des Abg. Hauß geht nun dahin, ob der Reichskanzler bereitiſt, Jie von ſeinem Stellvertreter gegebene Zuſage
anzuerkennen, und ob er es für angängig hält, daß die de
Wendelſchen Erze, alſo faſt die einzige in Deutſchland noch vor
handene Erzreſerve, ganz oder teilweiſe einer privaten Jntereſſenten
ruppe, wie es der Stahlwerksverband iſt, er Ausbeutung über
aſſen wird, ohne daß ein maßgebender Staatseinfluß auf die

Verwertung dieſer Naturſchätze dauernd geſichert iſt.

Das neue Gemeindewahlrecht in Preußen.
Wie in parlamentariſchen Kreiſen verlautet, ſoll

eine Reform des Gemeindewahlrechts auf jeden Fall
in die Wege geleitet werden, wenn auch beſtimmte
Vorarbeiten bisher noch nicht in Angriff genommen
worden ſind. Zunächſt muß die neue Landtagsreform
in Preußen durchgeführt werden. Das Dreiklaſſenwahl-
recht wird auch in der Gemeinde fallen und zwar aus
denſelben Gründen wie bei der Landtagswahlvorlage.
Jm übrigen ſoll auf die beſonderen Verhältniſſe der
Gemeinden weitgehende Rückſicht genommen werden.
Wahrſcheinlich ſoll ein gewiſſer Steuerſatz Vorbedingun
für das Wahlrecht ſein. Das Hausbeſitzerprivileg ſo

weſentlich eingeſchränkt werden.

ſammen. Zehn ſich

GehenAls Nachfolger des zum Vizekanzler berufenen Herrn
o. Payer haben die Fortſchrittier im Wahlkreis Reut-lingen den u Rotar Scheef aplgeſtentt

Hie zu genannte Kan hat manr Sl Die E en verſtor-c Winſetn im eines enzS es
iſt auf den 14. Februar 1918 feſtgeſetzt.

Auf ei n An rage der ſogialdemokratiſch
uf eine Kleine rage des ſozialde enAbgeordneten Peus wird erwidert: „Diſſidenten

nnen zu r befördert werden, wenn ſie
ihren Anſchauungen und Handlungen, ihrer

und militäriſchen Ausbildung zur Beförderung
eignen“.

Die Militärfeldbahnen für die Landwirtſchaft.
Für die ausgedehnten, das ganze Hinterland der deutſchen Heeres.

fronten überſpannenden Netze der Feldeiſenbahnen wird nach Friedens
ſchluß nur eine ſehr beſchränkte Verwendungsmöglichkeit bei der Heeres.
vrwaltung ſelbſt vorhanden ſein. Die landwirtſchaftlichen Körperſchaften,
beſonders die großen Genoſſenſchaftsverbände, haben daher an zuſtän-
diger Stelle ſchon mehrfach darauf hingewieſen, von weich großer Ve
deutung dieſe Verkehrsmittel für die Landwirtſchaftsbetriebe in der
Nachkriegszeit werden könnten. Durch die Ueberweiſung des Feld
eiſenbahnmaterials an die Landwirte zur Beförderung ihrer Bedarfs
ſtoffe und Erzeugniſſe wird der nach dem Krieg drohende Arbeiter
mangel auf dem Lande herabgemildert. Obwohl das freiwerdende
Material zu mäßigen Preiſen den Landwirten überlaſſen werden dürfte,
wird ſchon heute durch die Zentralverbände eine rege bearbeit unter
den Landwirten der in Frage kommenden Gebiete veranſtaltet, um ört-
liche bzw. Kreisgenoſſenſchaften zu gründen, die die zukünftigen Anlagen
vorbereiten und ſchließlich übernehmen ſollten; damit es auch den
kleineren Landwirten möglich gemacht, ihre Güter befördern zu laſſen
und gleichgeitig Wagen und Geſpanne zu ſparen.

Panik in Rumänien.
Aus Stockholm wird der Wiener Allgemeinen Zeitung be-

richtet: Die Zahl der in. Schweden eintreffenden Rumänen nimmt
von Tag zu Tag zu. Seit dem ruſſiſchen Angebot iſt in Rumänien
eine Panik ausgebrochen, da man im Falle eines ſofortigen Friedens
in der Zwangslage ſein wird, die Waffen niederzulegen oder nach
Rußland zu flüchten, wo die Soldaten interniert werden.

Das Blatt meldet weiter: Auch die den rumäniſchen Regi
mentern zur Wiederherſtellung der Ordnung und Diſziplin zuge-
teilten ruſſiſchen Offizier wurden von ihren Poſten abberufen.
Als erſte Folge dieſer Anordnung zeigen ſich maſſenhafte Deſer
tionen der rumäniſchen Soldaten, die ſcharenweiſe ihre Stellungen
verlaſſen und in den Dörfern Beßarabiens ſich zu verſtecken
ſuchen.

Die Lage in Finnland.
Stockholm, 1. Dezember. Nach einem Telegramm aus

Haparanda an Stockholms Tidningen hat der finniſche
Landtag nach zehnſtündiger Debatte den von den Bürger
lichen vorgeſchlagenen Senat mit Svinhvſud als Vorſitzenden
eingeſetzt. Der Beſchluß wurde mit 100 gegen 80 Stimmen
angenommen, welch letztere für die ſozialiſtiſche Regierung ab
gegeben worden ſind. Da ſich die Sozialiſten dem Landtags
beſchluß widerſetzen wollen, befürchtet man, daß ein neue

Generalſtrei t bevorſteht. 4Schweden will den Frieden vermitteln.
Kopenhagen, 1. Dezember. Die ſchwediſche Geſandtſchaft

in Rußland hat ſich auf Erſuchen Trotzkis bereit erklärt, die
Vermittlung beiFriedensverhandlungen zuübernehmen. Dieſe ſeien bereits eingeleitet, da die Geſandt
ſchaften Telegramme mit dem Angebot des Waffenſtillſtandes
zu Friedensverhandlungen abſandte.

Reutralität der drei nordiſchen Reiche.
Auf der Beratung der Könige von Schweden, Nor

wegen und Dänemark und der ſie begleitenden Miniſter
in Chriſtiania wurde Einigkeit über folgende Fragen
feſtgeſtellt: Auf Grund des Zuſammengehörigkeitsgefühls
der drei Länder ſind die Regierungen darin einig, zu
erklären: Wie langwierig der Weltkrieg auch werden
möge, welche Formen er auch immer annehmen möge,
ſo ſoll das freundſchaftliche und vertrauensvolle Ver-
hältnis zwiſchen den drei Reichen gleichwohl aufrecht-
erhalten werden. Uebereinſtimmend mit der früher
abgegebenen Erklärung und mit der bisher geführten
Politik, iſt es die beſtimmte Abſicht der drei Reiche
und eines jeden für ſich, ihre Reutralität allen krieg
führenden Mächten gegenüber bis zum Leußerſten auf
rechtzuerhalten.

Reichstag.
128. Sitzung, Sonnabend, den 1. Dezember, nachm. 13 r.
Am Bundesratstiſch: Graf Roedern, v. Krauſe, Schiffer.
Vor Eintritt in die Tagesordnung ergreift das Wort
Abg. Prinz zu Schönaich-Carolath (Nati.): Als Berichterſtatter

über den Etat des u Amts habe ich vom Hauptausſchuß
den Auftrag erhalten, folgende Erklärung abzugeben: In den Ver
handlungen des Hauptausſchuſſes hat der Staatsſekretär des Aus
wärtigen Amtes weitere Mitteilungen über das ruſſiſche Frieden
angebot gemacht. Der Hauptausſchuß ſich einmütig zu den Er
klärungen des Reichskanzlers vom 29. November über ſeine Bereib
rer zu Verhandlungen über den ruſſiſchen Friedensvorſchlag

kannt.
Auf der Tagesordnung ſteht die dritte Leſung der

Kriegskreditvorlage,
die 15 Milliarden Mark fordert.

Staatsſekretär des Reichsſchatzamts Graf von Roedern: Die
Kriegsſteuer, die in erſter Linie zur Heranziehung der J 7
winne beſtimmt iſt, wird rund 5 Milliarden bringen. Der Wehr
beitrag, die jetzt veranlagte Beſitzſteuer und die Kriegsſteuern mit
uſammen über 6 Milliarden und den Erhöhungen der direkten

euern in den Bundesſtaaten und Kommunen, die auch etwo
2 Rilliarden betragen, ſtellen die während des Krieges von uns er
hobenen direkten Kriegsſteuern dar, die zur Deckung des ſteigenden

dienen ſollen, wozu ſie auch vollkommen ausgereicht
n. Der engliſche Schatzſekretär vergleicht die deutſchen Kriegs

n mit den engliſchen, r aber bei den letzteren alle von
e

S

nd an ſeine Bundesgenoſſen geleiſteten Vorſchüſſe mit 26 Mil
iarden ab, eine Summe, die nach dem Urteil hervorragender e

licher Volkzwirtſchaftler einfach in den Rauchfang zu ſchreiben i
Er vergleicht alſo völlig in r Größen.

Der große Erfolg unſerer Anleihen veweiſt, daß unſere Art der
Kriegsfinanzierung im Einvernehmen mit dem deutſchen Volke er
bigt Freilich ſtehen uns auf finanziellem Gebiet die größten
Aufgaben noch bevor. Wir werden aber während des Krieges den
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Staatsſekretär von Kühlmann im

Volkswirtſchaft

dings unter dem Syſtem Waldow ſeine neue Auferſtehung zu feiern.

e e W F
durch drei re ver d. h. L.keit n der e du
wiederdehrende Anleihen, i des Zinſe
Steuern. Die Durchführung eines n Steue ms, abererſt am Schluß des wenn wir in der Lage ſind, alle wirt
wirtſchaftlichen und politi Folgen zu überſehen. nd ſoll bei
der Durchführung dieſes Programms nicht der die
wir ſchon im Frühjahr an das geſamte uerprogramm heran
treten können, dann um ſo beſſer. (Lebhafter Beifall.

Abg. Ebert (Soz.):

dankeSteuern ſein, ſondern der e n Ceſnheepuntt. Wenn
e

Vor der Abſtimmung über die erneut geforderten Kri redite]
habe ich namens meiner Fraktion noch einige kurge Ausführungen

t der ruſſiſchen iſt vonz machen. Das Friedensan engr friedensſehnſüchtigen Welt freudig begrüßt worden. er
blicken in ihm das wichtigſte politiſche Ereignis des Krieges, den
erſten ernſtlichen Schritt zum ltfrieden. nſo freudig werden
die ſchwer blutenden Völker die klare Antwort des Herrn Reichs
kanzlers und der Regierungen von Oeſterreich und Ungarn auf
dieſes e aufgenommen haben. Der Herr Reichskangler hat
dem angebotenen tillſtand zugeſtimmt und hat erklärt, er
erblice in den ruſſiſchen Friedensvorſchlägen eine diskutable
Grundlage für die Aufnahme von Friedensverhandlungen. Die
Vorſchläge der ruſſiſchen Regierung beruhen auf einem Frieden ohne
Annexionen und Kontributionen, auf Grund des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker. Die Friedenskundgebung des Reichstags

vom Juli dieſes Jahres verlangt einen Frieden des A und
der r einen Frieden ohne gewaltſame Gebietserweite
rung, einen Frieden v politiſche, wirtſchaftliche oder finanzielle
Vergewaltigung eines Volkes. Auf der gleichen Linie bewegt ſi
die Antwort auf die Pu te, zu der neue Reichsleitung
bekannt hat. Mit beſonderer Betonung hat der Herr Reichs
kanzler in ſeiner Erklärung vom Mit hervorgehoben, die Zu
kunft von Polen, Kurland und Litauen müſſe dem Selbſtbeſtim
mungsrecht ihrer Völker überlaſſen werden. Dieſe Erklärung haben
wir beſonders begrüßt. Jn demſelben e t S geſtern der

u sausſ ausgeſpro
chen. Er hat a eine Neuge m Dinge im Oſtenmüſſe dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker volle Rechnung ge
tragen werden. Dieſe Erklärungen der Reichsleitung e
wir mit Genugtuung. Von der verantwortlichen politiſchen Rei
W R wir deshalb auf das Beſtimmteſte, daß ſie die in
Ausſicht ſtehenden Friedensverhandlungen ſtreng im Sinn und
Geiſt dieſer Erklärungen führt. Wir erblicken in dieſen Erklä-
rungen eine Garantie, an der unſeres Erachtens nicht gerüttelt wer
den darf. (Sehr wahr! bei den Soz.) Die von Rußland ehrlich ge
botene Friedenshand muß bei den Mittelmächten z ehrliches
Entgegenkommen finden. (Sehr richtig! bei den Soz.) Die Reichs
leitung darf und wird ſich nach ihren Erklä n nur von dem
aufrichtigen Beſtreben leiten laſſen, zu einer Verſtändigung zu
gelangen, die ein dauerndes, freund-nachbarliches Verhältnis zwiſchen Rußland und Deutſchland verbürgt. (Bravo.) ie rn ſche

Regierung will mit ihrem Friedensangebot den allgemeinen Frieden
herbeiführen. Vom gleichen Willen iſt das deutſche Volk beſeelt.
häre die Möglichkeit gegeben, dem wahnſinnigen Völkermorden

völlig Einhalt zu gebieten, das deutſche Volk würde das aufrichtig
begrüßen und dafür ſein Beſtes einſetzen. (Sehr wahr! bei den
Soz.) Zum Unglück der Völker iſt jedoch nach den Erklärungen der
Staatsmänner in England und Frankreich mit dieſer Möglichkeit
leider noch nicht zu rechnen. Lloyd George und Clemenceau wollen
keine Verſtändigung, ſie wollen den Krieg bis zum Ende. Sie haben
das ernſte Friedensbeſtroben des unbeachtet gelaſſen und
das Friedensangebot der ruſſiſchen Demokratie beiſeite geſchoben,
fie haben erneut zur Fortſetzung der Meytelei aufgerrufen. Ueber

r er r re 2 rn rweifel mehr. Ha y e e ürzlich noch zyniſch mit
der Vernichtung des deutſchen Handels, der Lebensader unſerer

roht. Dies Verhalten der Regierungen Engveichs zwingt uns nach wie vor, zu unſerer Selbſt

unſere Verteidigung ſtark zu halten.
deshalb ſtimmen wir den rten Kriegskrediten zu. (Bravo.Zuruf b. d. U. Soz.: Mit eſtarpl Gelee b. d.
Wir müſſen aber auch bei dieſer Gelegenheit von der Reichsleitung
nachdrücklichſt verlangen, daß ſie den dringenden wirtſchaftlichen
und ſozialen Aufgaben im Innern ſchnellſtes gerecht wird. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Unter allen Umſtänden muß dafür Sorge ge
tragen werden, daß die vorhandenen nsmittelbeſtände rationell
bewirtſchaftet und in erſter Linie der menſchlichen Ernährung ge
ſichert werden. Die wucheriſche Preispolitik muß endlich unter
unterbunden und der gemeinſchädliche Schleichhandel rückſichtslos
unterbunden werden, wenn nicht die ganze Organiſation der Volks
ernährung über den Haufen geworfen werden ſoll. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Das verwerfliche Syſtem des Preisanreizes ſcheint aller

ands und
behauptung

Dafür ſpricht die jetzige ſkandalöſe Erhöhung des Haferpreiſes,
gegen die wir auch von dieſer Stelle ſchärfſten Proteſt erheben
müſſen. (Bravo links.) Die Ernährungspolitik des Herrn von
Valdow wandelt Bahnen, die uns zwingen, ihr mit dem aller
ſchärfften Mißtrauen zu begegnen. Schwere Sorge bereitet uns
auch die Kohlenfrage. Hier müſſen alle Anſtrengungen einſetzen,
um der für den Hausbrand notwendige Kohle zu ſche
liefern. Zu den chwierigkeiten der Ernährung darf unſer Volk
nicht noch den Unbilden der Kälte ausgeſetzt ſein. Das wäre eine
zu ſchwere Belaſtungsprobe. (Sehr wahr! bei den Soz.) Erfreu-
licherweiſe hat die Reichsleitung auf einmütiges Verlangen des
Reichstags ſich ſtern bereit erklärt, die Löhnung unſerer Soldaten
zu erhöhen. Die Löhnung der Mannſchaften foll um ein Drittel,
die der Unteroffiziere um ein Fünftel erhöht werden. Jch muß
namens meiner Freunde, und wie ich glaube mit Zuſtimmung
des gangen Reichstags, aufs gringrndite erſuchen, dieſe Erhöhunicht erſt im Laufe des nächſten Monats, ſondern rückwirkend 2
1. November in Kraft treten zu laſſen. (Lebh. Zuſtimmung.) Den
über alles Lob erhabenen Leiſtungen unſerer Soldaten wird der
beſte Dank durch ſchnelle Aufbeſſerung ihrer kargen Bezüge. Ebenſodringend müſſen wir verlangen, daß den t r Beſchluß
des Reichstags auf Erhöhung der Bezüge der verletzten Soldaten
und der Hinterbliebenen der Gefallenen baldigſt Rechnung getragen
wird. (Bravo.) Die r Zuſtimmung der Reichsregiedung da liegt vor. Die Durchführung kann ger bei der langen
Dauer des Krieges nicht mehr länger hinausgeſ n werden.
amentlich verlangt die Notlage der Witwen und Waiſen ge
ieteriſch ſchnelle Abhilfe. Jn dieſem Zuſammenhang muß ich

a auf die Notlage der Arbeiterinvaliden hinweiſen. Die Reichs
itung hat auch hier geſtern grundſätzlich eine Erhöhung der

züge und re Durchführung zugeſagt. darf wohl die Er
wartung ausſprechen, daß die armen Jnvaliden der Arbeit noch im
Laufe dieſes Jahres dieſe dringliche Hilfe erhalten. d

Einen großen Teil der zu dieſen Maßnahmen erforderlichen
Nittel kann die Reichsleitung leicht aufbringen, wenn ſorgfältiger
bei Beſchaffung des Kriegsmaterials gewirtſogftet wird. ger
wird nicht nur aus dem Vollen geſchöpft, hier wird geradezu Ver

dung getrieben. (Sehr wahr! bei den Soz.) ie Abſchlüſſe
der ws der Kriegsinduſtrie liefern die himmel-

ienden Belege für dieſe Wirtſchaft. Auf Koſten des Volkes
Verden hier märchenhafte Reichtümer aufgetürmt. Vom e
miniſterium muß entſchieden r a ärß derReichsmittel gefordert werden. s Kriegsminiſterium p 3

niger um Zenſur- und Verſammlungsrecht kümmern un r
mehr den Kriegsgewinnlern und ihren Schiebern auf die Finger
ſruen. Sehr wahrl bei den Soz.) Dem Herrn Reichsſchah-
ekretär müſſen wir ſagen: ſeine nächſte Steuer muß unſeres Er-
achtens eine ſchärfere, möglichſt reſtloſe Erfaſſung der Kriegs
gew.nne ſein. nn die Maſſe unſeres V.ilkes blutet und opfert,
hat niemand das Recht, ſich am Kriege zu bereichern.
de Vor allem aber hoffen wir, daß Selbſtbeſinnung und Vernunft
n Krieg mit ſeinen grauenhaften Opfern, ſeinen ſinnloſen Zer-
rungen und abſcheulichen Auswüchſen bald überwindet und allen
ölkern den Frieden gibt. Beifall.)

Abg. Ledebour (U. Soz.): Meine Fraktion hat Anträge ein-

ſorgungsgeſetze zu geſtalten, da

Großes Hauptquartier, 2. Dezember. (Amtlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Hecgresgrn K inz Ruddvrecht.g. r e a eriber mäßige Feuer am
eabend itd von s d öhter Heftigkeitr P a zu gr

er

Die Kämpfe bei Cambrai dauern an.
Jn dem Abſchnitt von Jnchy bis Bpourlon entwickelte ſich

nach c eigenen Unternehmungen am Nachmittage leb
hafte Artillerietätigkeit. Feindliche Jnfagterinangriffe wurden
weſtlich von Moeuvres durch unſer Feuer erſtickt, öſtlich von
Moenvres brachen ſie vor unſeren Linien zuſammen. Das
Dorf Masnieres wurde vom Feinde geſäubert. Gefangene
wurden dabei eingebracht.

Starke Gegenangriffe richtete der Feind mit neu herangeführten
Kräften gegen die ihm auf dem Weſtufer der S de entriſſenen
Stellungen. Nach erbittertem, bis in die Dunkelheit währenden
Ringen warfen wir den Feind zurück.

Aus Epehy heraus anreitende indiſche Kavallerie wurde zu
Gleichen M. ßerfolg hatten r r

e der Feind nach ſtarker Feuervorbereitung gegen unſere Linien
weſtlich von Vendhuille anſetzte.

Der geſtrige 73 koſtete den Engländern beſonders ſchwere Ver-
luſte. Mehrere hundert Gefangene blieben in unſerer Hand. Aus
dem Kampfgebiet wurden bisher 53 erbeutete engliſche Geſchütze
und mehr als 100 Maſchinengewehre geborgen.

Heeresgruype Deutſcher Kronprins.
Nördlich von Pinon brachten Sturmtruypen von erfolgreicher

Unternehmung Gefangene ein.
Ein franzöſiſcher Vorſtoß weſtlich vom Brimont ſcheiterte.
Auf dem öſtlichen Maas ufer lebte das Artilleriefeuer nur

vorübergehend auf.
Heeresgruppe Herzog Albrecht.

Beiderſeits von Altzkirch erhöhte Artillerietätigkeit.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz und Macedoniſche Front
Keine größeren Kampfhandlungen.
Zwiſchen Ochrida- und Preſpa See ſowie im Cerma-

Bogen lebte das Feuer auf. Weſtlich vom Ochrida See und am
Wardear erfolgreiche Erkundungsgefechte.

Jtalieniſche Front
Nichts Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendosrfff.

Der deutſche Admiralitätsbericht.
Ventjlin, 1. Dezember. Eines unſerer Unterſeeboote, Kom

mandant Oberleutnant zur See Valentiner (Hans), hat neuerdings
m öſtlichen Aermelkanal unter ſchwerſter feindlicher Gegenwir
kung fünf Dampfer mit rund

21 000 Bruttoregiſtertonnen
verſenkt. Einer der Dampfer flog unter einer gewaltigen Deto
nation in die Luft; er hatte offenbar Munition geladen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Der öſterreichiſche Oeneralſtabsbericht
Wien, 1. Dezember. Amtlich wird verlautbart:

h Auf dem Monte Pertica wurden italieniſche Vorſtöße abge-
ſchlagen.

Weſtlich von Korca vereitelten albaniſche Freiſcharen durch
ungeſäumt einſetzende Gegenſtöße einen franzöſiſchen Angriff.

Der Chef des Generalſtabes.

Wiederzuſammentritt des Reichstags, der die Renten der Kriegs
beſchädigten ſowie der Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer der
art erhöht, daß ihre Exiſtenz damit geſichert iſt. Die Löhne der

Soldaten müſſen den gegenwärtigen Geldverhältniſſen angepaßt
werden, und die Jnvaliden des Krieges müſſen davor behütet wer
den, betteln gehen zu müſſen. Jch hoffe, daß der Herr Reichsſchatz
ſekretär dieſer Aufgabe ſich ganz beſonders widmen wird. mitwird er ſich den Sant der Kriegsteilnehmer mehr erwerben als

durch die Art, wie für die Zeichnung von Kriegsanleihe im Felde
Propaganda gemacht wird. Es wird die Urlaubsverweigerungin dreken ällen abhängig gemacht von der Zeichnung von Kriegs

anleihe. (Hört, hört! b. d. U. Soz.) Das iſt unerhörter Mißbrauch
der Amtsgewalt. Der Reichstag muß gegen dieſen Un fug ſein

Veto einlegen. 4Ferner muß ſchleunigſt Arbeitsloſenunterſtützung aus Mitteln
des Reichs gewährt werden; die Arbeiterſchutzbeſtimmungen für

rauen und Kinder müſſen wieder hergeſtellt werden. Für Ur-
auber und rer die r et arbeiten, müſſen die Eiſen

bahnfahrpreiſe ſofort herabgeſetzt werden.en Sozialdemokraten haben dafür zu ſorgen, daß die Völker

u der Ueberzeugung kommen, daß ſie zu dem Frieden der Ver-ändi ung kommen können, der es möglich macht, daß die europäi-

n Völker ſich zu gemeinſamer Kulturarbeit zuſammenſchließen.
(Lebh. Beifall b. d. U. Soz.

bg. Graf Weſtarp (Konſ.): Meine Freunde beurteilen die
Tätigkeit des Herrn v. Waldow anders, als Herr Ebert und ſeine
Freunde. Die Hafer- und Druſchprämie iſt nicht eine Forderung
der Landwirte, ſondern es handelt ſich dabei um eine militäriſche
Angelegenheit. Auch in bezug auf die Friedensverhandlungen muß
ich der Auffaſſung des Abg. Ebert die unſrige entgegenſtellen; nicht
internationale und noch ſo gut gemeinte Theorien, ſon-
dern allein die Sicherheit und Zukunft des deutſchen Reiches müſſen
der Leitſtern für den Reichskanzler und aller an den Friedens-
verhandlungen Beteiligten ſein. (Beifall rechts.)

General v. Langermann: Dem Abg. Ebert bemerke ich, daß die
Novelle zu dem Verſorgungsgeſetz im Einvernehmen mit dem Reichs-
marineamt, dem Koloniglamt und den verſchiedenen Kriegs
miniſterien fertiggeſtellt iſt; augenblicklich ſchweben noch Verhand
lungen mit den zuſtändigen Zivilreſſorts. Bis zur Geſetzgebung
elbſt werden wir, wie bisher, alles tun, was in unſeren KräftenW um Härten auszugleichen; insbeſondere wollen wir das Los

der Kriegswitwen mildern und verhindern, daß ſie ſchlechter ge
ſtellt werden, als ſie vorher als Kriegerfrauen ſtanden. Wir haben
erſt kürzlich einen Erlaß herausgegeben, der die nachgeordneten
Stellen darauf hinweiſt. Solche Fälle werden hoffentlich nicht wie
der vorkommen. Jch hoffe, daß es uns gelingen wird, die Ver-

e die Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen ſagen können: Unſer Vaterland, für das wir
geblutet, für das wir unſer Liebſtes hingegeben haben, ſorgt für
uns. (Lebh. Beifall.)

Seyda (Pole): Die Erklärung des Reichskanzlers, daß
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker, die bisher der vuſſiſchen
Krone unterworfen waren, geachtet werden ſoll, begrüßen wir als
eine bedeutſame Tatſache. Dieſer Grundſatz muß aber für alle
Menſchen und alle Völker Geltung haben, wenn er zu einem dauern-
den Frieden für die Menſchheit führen ſoll. (Beifall bei den Polen.)

Abg. Dr. David (Soz.)
Wir haben gegen eine Politik die darauf hinaus-

läuft, die notwendigen Lebensmittel des Volkes im Jntereſſe der
land wirtſchaftlichen Produzenten des Volkes noch mehr zu ver
teuern. Daß Graf Weſtarp über eine ſolche Politik ſeinen Schild

lten würde, wußten wir. Wir haben auch gar keine beſonderen
rundlagen für die kommenden Friedensverhandlungen verlangt,

iell nicht ſolche, die etwa nicht die Zukunft und Sicherheit des
eiches garantieren, ſondern der Abg. Ebert hat konſtatiert, daß

die Gru n, die die Reichsleitung vorgeſtern hier proklamiert
hat, ſich mit denen decken, die wir befolgt wiſſen wünſchen. Wenn

Weſtarp behauptet, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker
fährde die Zukunft und Sicherheit des Reiches, S richten ſich
eſe feine Ausführungen gegen die Reichsleitung. Wir ſind aller

dings überzeugt, daß die Pläne der Alldeutſchen die Zukunft und
ebracht, die eirſe E der L der ManBee veeneeee Berat her hen v S it des Reiches au de S i lden Soz.) Wir ſehen 3 iel der Seelen e

Der deutſche Fagesbericht. s

ür unseren berlen wach

das ruſſiſche Friedensangebot abgelehnt haben und die Fortſetzungdes Krieges als ihr Programm der Welt verkünden. Jn er
Tatſache liegt die ſachliche Begründung unſerer Haltung. (Lebh.
Zuſtimmung b. d. Soz.) Wenn Herr bour meinte, es ſei
wi aßen das Verdienſt ſeiner Freunde, daß die Vertreter der
äußerſten Linken jetzt das in Rußland in der Hand haben
und daxaus folgerte, die Politik ſeiner Freunde bei Ablehnung der
Kriegskredite ſei die richtige geweſen, will ich ihm darauf er
widern: Daß die BVolſchewiki heute in Rußland das Heft in der
Hand haben, daß dort eine demokratiſche Regierung heute beſteht
die ernſtlich zum Frieden bereit iſt, ve en wir am allerweni
der Politik der Unabhängigen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Hätten
wir deren Politik am 4. Auguſt befolgt, hätten wir damit die Zwie-
tracht in unſer Volk getragen und den Widerſtand unſeres Volkes
gegen eine Welt von Feinden auf dieſe Weiſe vernichtet, dann
wären jetzt nicht in Petersburg die Bolſchewiki am Regiment, ſon
dern der ſiegreiche Zar. (Lebh. Zuſtimmung.) Und die Bolſchwiki
wären in Sibirien und in Gefängniſſen. Die Rechtfertigung
unſerer Politik liegt einmal darin, daß auch heute noch nicht die
Machthaber im ten bereit ſind, uns den Frieden zu geben, der
durch das ruſſiſche Friedensprogramm umgrenzt iſt und zum andern
darin, daß der wirkliche Verlauf der Weltgeſchichte unſere Politik
gebilligt und S Verdikt der Unabhängigen geführt hat. (Lebh.
Bravol b. d. Soz. Widerſpruch bei den U. Soz.)

Abg. Zimmermann (Natl.): Wir alle haben die Friedensäuße-
rungen der ruſſiſchen Sozialdemokratie mit großer e und
Befriedigung gehört. Wir bringen der ruſſiſchen Volksſeele unſere
innigſte Sympathie entgegen und hoffen, daß bald wieder das alte
freundſchaftliche Verhältnis zwiſchen Rußland und uns hergeſtellt
wird. Wenn auch durch das Verſagen ſeiner militäri-
ſchen und finanziellen Kraft gewiſſermaßen gezwungen iſt, Frieden
zu ſchließen, ſo iſt es doch eine Großtat, wenn endlich Männer ſich

ermannen, dies offen auszuſprechen. Wir hoff en, daß die
ruſſiſchen Unterhändler auch einſehen werden, daß wir das, was
wir an Rußland verloren haben, wieder erſetzt bekommen müſſen,
daß vor allem die Tauſende von Zivilgefangenen, die in Rußland

unger und Not erleiden, in die Freiheit zurückgelaſſen werden.
e die Regierung alles tun, um das zu erreichen.
Abg. Graf Weſtarp (Konſ.): Das Vorgehen gegen Herrn von

Waldotv beweiſen, daß die Sozialdemokraten bereis wie-
der eine Machtprobe beabſichtigen. (Lachen bei den Soz.) Man be-
hauptet, ſeine Politik laufe darauf hinaus, die Lebensmittel nach
mehr zu verteuern. (Sehr wahr! bei den Soz.) Dabei geht manvon den Haferprämien aus. Bisher iſt der Hafer noch kein menſch-

liches Nahrungsmittel. Heiterkeit Und ſonſt hat Herr von
Waldow keine Preiſe erhöht.

Abg. Ledebour (U. Soz.): Der Abg. David hat ſich auf Trotzki
berufen. Trotzki aber hat in einer Proſchüre ſich aufs ſchärfſte r
die Politik der Freunde des Abg. David ausgeſprochen. Seine Be
hauptungen, die Politik ſeiner Freunde hätte es überhaupt ermög-licht, daß in Rußland jetzt die demokratiſche Republik herrſcht, be

deutet eine vollkommene Unterſchätzung der republikaniſch-demskratiſchen Kräfte in Rußland. Abſolut falſch iſt ſeine Behauptung,

daß, wenn die Sozialdemokratie die Kredite nicht bewilligt hätte,
der Zar ins Land gekommen wäre. Eine e Wysurß der Kredite
bedeutet die Vertrauensfrage für die Regierung. (Lebh. Widex-
ſpruch b. d. Soz.) Wer zur Regierung kein Vertrauen hat, darf iht
keinen Heller bewilligen.

Abg. David (Soz.): Jch habe mich nicht auf Trotzki berufen,
aber das braucht der Abg. Ledebour, um das Zitakt zu verleſen.
Die Schrift Trotzki ſtammt aus dem Jahre 1914, alſo aus einer
Zeit, wo auch der weitaus größte Teil der jetzigen Unabhängigen
für die Kredite geſtimmt hat. (Sehr gut b. d. Soz.) Trotzki ver
tritt darin den Standpunkt, der Krieg müſſe beendet werden durch
eine internationale proletariſche Revolution. Jch bin überzeugt,
daß Trotzki und ſeine Freunde durch den Gang der Ereigniſſe ſ2
haben belehren laſſen, daß das eine falche Rechnung war, denn i
glaube, daß Trotzki ſich im Gegenſatz zu Ledebour durch wirkliche
Tatſachen belehren läßt. Heiterkeit und Sehr gut b. d. Soz.)
Die Hauptſache bleibt, die ruſſiſche Revolution nicht gekommen
wäre, wenn die Entente geſiegt hätte. (Sehr wahr! b. d. Soz.)
Die ruſſiſche Revolution iſt nur möglich geworden durch die Nieder
lage der Armeen des Zaren, die herbeigeführt zu haben unſer Ver
dienſt iſt und nicht das der U. Soz. (Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.)

Abg. Haaſe (U. Soz.): Die Trotzki und Lenin haben noch bis
zuletzt die Politik Davids und ſeiner Freunde bekämpft und uns
freundliche r werden laſſen.Damit ſchließt die batte.

Die Kredite werden gegen die Stimmen der Soz. bewilligt.
Es folgt die erſte Beratung eines von alle Parteien einge

brachten Antrages, den Reichskanzler zu erſuchen, den Gemeinden
während des Krieges und des dem Friedensſchluß folgenden Jahres
jährlich 30 Millionen Mark zur Unterſtützung der minderbemittelten

zwecks Beſchaffung von Hausbrandkohle zur Verfügung
zu ſtellen.

Abg. Lieſching (Freiſ. Vp.) weiſt auf die Notwendigkeit hin,
den Gemeinden in der durch den Antrag geforderten Weiſe zu
helfen.

Graf v. Roedern ſtellt die Zuſtimmung der verbündeten Regie
rungen in Aufsſicht.

Der Antrag wird angenommen.
Präſident Dr. Kaempf ſchlägt vor, ſich zu vertagen und ihn zu

ermächtigen, Termin und Tagesordnung der nächſten Sitzung zu
beſtimmen, eine lange Vertagung ſei nicht beabſichtigt.Abg. Scheidemann (Soz.) ſWldat vor, die nächſte Sitzung Diens

tag abzuhalten. Jn der bedeutſamen Situation, in der wir uns
angeſichts der bevorſtehenden Waffenſtillſtandsverhandlungen be
finden, müſſe der Reichstag jederzeit in der Lage ſein, mitzuwirken.

Abg. Ledebour (U. Soz.) ſchließt ſich dieſem Antrag an, der
Reichstag ſei das ſeinem eigenen Anſehen ſchuldig. ie Abgg.Streſemann (Natl.), Fiſchbeck (Freiſ. Vp.), Fehrenbach (Zemr,
Graf Weſtarp (Konſ.) bitten es bei dem Vorſchlag des Präſidenten
zu belaſſen; auch nach dieſem Vorſchlag könne der Reichstag, wenn
nötig, ſofort telegraphiſch berufen werden, und werde ſicherlich
bei den bevorſtehenden Waffenſtillſtandsverhandlungen nicht aus
geſchaltet werden.

h Vorſchlag des Präſidenten wird angenommen. Schluß
414 Uhr.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
100. Sitzung. Sonnabend, den 1. Dezember, vorm. 11 Uhr.
Am Miniſtertiſch: v. Waldo w.
Die Ernährungsdebatte wird rege
Abg. Bros (Zentr.) verlangt ſchärffte Maßnahmen en

Brotkartenfälſchungen und bekämpft den ſozialdemokratiſchen An
trag auf Erhöhung der Kartoffelration, der nicht durchführbar ſei,da das

Abg
rnteergebnis noch gar nicht feſtſtehe.
Wenke (Freiſ. Vp.): Die Anbaufläche für Kartoffeln

könnte leicht vergrößert werden, wenn die vielfach überflüſſig großen
Weiden der Rittergüter dafür benutzt würden. Der Pleß
bra nur 2000 Morgen ſeines Beſitzes an guten ideboden
mit rtoffeln bepflanzen laſſen und eine Jndufſtrieſtadt von der
Größe Waldenburgs könnte davon mit Kartoffeln verſort werden.
Der Wil den muß durch vermehrten Wildabſchuß verringert
werden. je Ungleichheiten bei der Verteilung der Lebensmittel
mußten Erbitterung ſchaffen. Verwunderlich iſt, daß während der
Landwirt kaum noch auch nur für die nötigſten Zwecke ge
e hat, in den Städten immer noch viele Herrſchaften au

ummi herumkutſchieren. Der Großgrundbeſitz weiß ſich bei der
Durchführung der Kriegsverordnungen gegenüber dem Kleinbeſitzer
Vorteile zu verſchaffen. Große Unruhe rechts.) Die Behandiung



e

der x auf dem Lande iſt gut und wird dr rüchte tragen. Hoffentlich kommt bald die
r ine Ernährungedebatten mehr zu führen brauchen.ſnto) (BravoAbg. Hofer (U. Soz.): Die Ernährungsverhältniſſe des Volkes
werden immer ſchlechter. Erſt der Friedensſchluß wird hier Beſſe-
rung bringen. Weiter nach unten darf es jetzt nicht mehr gehen,
oll die Volksgeſundheit nicht für Generationen geſchädigt werden.

e Hauptſ auch bei der Ernährungeéfrage iſt die ſchnelle
Herbeiführung des Friedens. Die Rechte macht es ſich bequein. Sie
verlangt immer höhere Preiſe, um die Erzeugung zu ſteigern. Das
ſoll gewiß geſchehen, aber die Lebensintereſſen des Volkes dürfen
nicht außer acht bleiben. Das Volk muß ſeinen Hunger ſtillen
bnnen. Trotz hoher Preiſe geht die Erzeugung von Jahr zu Jahrurück und es bleibt nur die fortdauernde agrariſche Segehtlicheſt

an wendet nach der ſtrategiſchen Jdee Hindenburgs in dem Kampf
um höhere Preiſe die Zangentaktik an. Erſt treibt man den Preis
für ein landwirtſchaftliches Erzeugnis hoch und dann droht man mit
dermindertem Anbau, wenn die Preiſe für andere Erzeugniſſe nicht
ebenfalls geſteigert werden. Das iſt eine verwerfliche Politik. Es
bleibt nichts anderes übrig als auch in der Landwirtſchaft den
Zwang zur Erzeugung einzuführen. Je ſpäter die Regierung das
tut, um ſo ſchwieriger wird es werden. Die natürliche Preisbildung
durch Angebot und Nachfrage iſt jetzt ausgeſchaltet, jetzt findet eine
willkürliche Preisfeſtſetzung ſtatt. Ohne Zwang kommen wir da
nicht aus. Auch heute noch iſt es lohnend, Brotgetreide zu ver-
fütern. Jm Frieden iſt Futtergetreide erheblich billiger als Brot-

etreide, jetzt aber ſind die Preiſe annähernd gleich. Das iſt eine
alche Preisfeſtſetzung, zumal angeſichts der ungemein hohen Fleiſch-

und Viehpreiſe, die unter Berückſichtigung der ſchlechteren Qualität
gegen den Frieden um 100 Prozent teurer ſind. Ebenſo falſch war
die Preisfeſtſetzung vieler anderer Erzeugniſſe. Die Regierungſieht jetzt, daß ſie auf dieſem Wege nichts erreicht. Nur die Wieder
herſtellung des freien Spiels der Kräfte oder eine noch ſchärfere
Beaufſichtigung der Erzeugung bleiben als andere Wege offen.
Der erſte Weg iſt nicht gangbar, denn bei ihm würde ſich vieleicht
die eine Hälfte des Volkes beſſer ernähren können, die andere aber
würde glatt dem Hungertode erliegen. Es bleibt alſo nur der
Weg einer Ueberwachung und Regelung der landwirtſchaftlichen
Erzeugung übrig. Graf Schwerin will durch Staatsprämien zum
Kartoffelanbau anreizen. Einmal würden die Prämien doch aus
den Taſchen des Volkes bezahlt und dann iſt ja auch dieſer Prämien-
vorſchlag weiter nichts als ein Preisanreizmittel. Der Krieg kann
noch lange dauern und Sie werden noch tiefer in den wirtſchaft-
lichen Erzeugerprozeß eingreifen müſſen. Gewiß, die Erzeuger-
koſten ſind geſtiegen, aber die land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſind
um das Drei- und Vierfache im Preiſe in die Höhe gegangen. Die
ländlichen Darlehnskaſſen können die Fülle des Geldſegens gar nicht
bergen. Die Hypothekenverſchuldung des Landes iſt beträchtlich

Verordnung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in gereicht haben, die bewirkten Lieferungen in

mit den
elagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 und dem

Verbindun
über den

ereinen jeglicher Richtung, insbeſondere1. Politiſchen

von Mitgliedern im Heere und in der Marine ab-
ielt, verboten.
uwiderhandlungen werden, ſoweit nicht nach den

beſtehenden Geſetzen eine hohere Strafe verwirkt iſt,
mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorhanden-

t

reichen ſind.
die im Kalenderjahre 1917

jZahlungen
treibenden, die im
meldungen nach den erfolgten Lieferungen ein-

S. 4 und 9, Ziffer b des Geſetzes einer Summe zu erhalten.
Gewerbetreibende, denen bis 28. Dezember

G 11. Dezember 1915 verordne ich im Jnter-M t z en Sicherheit verordne ich im Suter 1917 ein Vordruck nicht zugeſtellt iſt, haben

olit ſolchen im Bureau, Rathausſtraße 6, 3 Treppen,Wahlvereinen, iſt jede Tätigkeit, die auf Werbung Zimmer 125, in Empfang zu nehmen.
Halle, den 30. November 1917.

zurückgegangen alles jedenfalls Beweiſe dafür, daß es den Landwirten i Jch freue mich darüber, aber es darf nicht rn
Koſten der Volksernährung geſchehen. u kommt, daß die Land
wirtſchaft in dem Kriegsgefangenen außerordentlich billige und
tüchtige Arbeitskräfte hat. Auch die polniſchen Zivilarbeiter haben
tüchtige und billige Arbeitskräfte abgegeben. Alſo kann der Ar-
beitermangel auf dem Lande nicht ſonderlich groß ſein. Sonſt
hätte ja auch die Frage nicht ſo ſchnell und früh beendet ſein können.

ie ndlung auf dem Lande läßt freilich noch immer zu wün
ſchen übrig. So ſind arbeitsloſe Textilarbeiterinnen aus Chemnitz
die auf oſtpreußiſchen Gätern beſchäftigt wurden, bei Nacht und
Nebel ſo ſchnell wie möglich geflüchtet, weil ſie es erbärmlich hatten
und mißhandelt worden ſind. Auch die Jungmannen der höheren
Lehranſtalten, die mit glühender Begeiſterung aufs Land gezogen
ſind, haben das Meduſenhaupt der kapitaliſtiſchen Ausbeutung un
verhüllt kennen lernen können. Gerade auf den großen Gütern
haben dieſe jungen Leute es vielfach unerträglich gehabt.

Die Regieruung ſollte endlich einmal darangehen, eine gerechte
Verteilung der Lebensmittel wenigſtens zu verſuchen. Die größten
Fehler ſind mit den Kartoffeln begangen worden. Ob die Ernte
gut oder ſchlecht iſt, die Kartoffel bleitt verſchwunden. Das Volk
will nicht nur ausvreichend, ſondern auch billige Kartoffeln haben.
Wir haben in dieſem Jahre eine r rtoffelernte. Nur
die Regierungsſtellen tappen über die Ergebniſſe im Dunkeln, ob
wohl die Erntemenge bei der Kartoffel genau feſtzuſtellen iſt. Hat

man die zur Verfügung ſtehenden Mengen genau feſtgeſtellt, dann,
aber auch erſt dann kann auch ein richtiger Verteilungsplan auf-
geſtellt werden. Solange die Regierung keine genaue Beſtands-
aufnahme der Kartoffeln bei den Erzeugern vornimmt, ſolangedarf ſie ſich nicht wundern, wenn bei den erbrauchern das Gefühl

vorhanden iſt, daß hier ein dunkles Spiel getrieben wird, und
daß ſie eine andere und für die Landwirte günſtigere Verwendung
der Kartoffeln begünſtigt. Der heutige Kartoffelpreis iſt nicht zu
niedrig, er iſt viel zu hoch. Das ſehen viele Landwirte ſelbſt ein.
Jm Schleichhandel werden heute 10 bis 12 M. für einen Zentner
gezahlt. Das ſind unerträgliche Zuſtände. Der Kartoffelwucher
ſteht eingebrannt im Schuldbuch des Volkes und eines Tages wird
das Volk ſeine Gegenrechnung präſentieren.

Zur Fettnot kommt in dieſem Winter auch noch die Kohlennot,
mit der die Verkehrsnot im Zuſammenhang ſteht. Sie muten dem
allzugeduldigen deutſchen Volk ſehr viel zu. Zucker, der den Fett-
mangel ein wenig ausgleichen könnte, wird auch nur in geringen
Mengen gewährt. Man ſollte Zucker nicht ausführen. Die höhere
Fleiſchration hätte man aufrechterhalten ſollen, aber man ſchont
den Rindviehbeſtand im agrariſchen Zukunfstintereſſe. Das Volk
verlangt im Augenblick mit Recht eine größere Fleſchration. Da-
durch wird auch die Gefahr verringert, daß Brotgetreide verfüttert

e ger (Katl.): Wir ſollten innerenStreit h r jehigen Zeit dem Vater
lande widmen. Der Butterpreis iſt zu niedrig, werden doch Wagen
und Muſchinenfette viel höher

Abg. Brütt (Freikonf.): Die Zwangsabliefevung von Wild
läßt ſich in der Praxis nicht durchführen, und alle Verordnu des
Landwirtſchaftsminiſters werden daran nichts ändern. rdem
wird der Mangel an Wild immer yrößer, denn das Raubzeug
nimmt ſtändig zu.

Abg. Jan h (Konſ.): Wir weiſen die Angriffe auf den Groß-
grundbeſitz zurück. Kein Graßgrundbeſitzer wünſcht, daß aus ge

winnſüchtigen Motiven, daß der Krieg länger dauert.Abg. Wulfert Meder (Konſ.) beſtreitet, daß die Land-
wirte ſelbſtſüchtig ſind.

Bethge (Konſ.) wendet ſich en die Bevorzugung der
Großſtädter bei der Rationierung des eiſches, die kleinen und

mittleren Städte erhielten kleine Fleiſchmengen, und fordert eine
mehr dem r gerecht werdende Zuſammenſetzung
des Beirates des Reichsernährungsamtes. r

Abg. Dr. Grunenberg c Würde man den freien
Handel wieder einführen, es wäre der Todestag des Schleichhandels.

Jn der Abſtimmung werden die Anträge der Kommiſſion an-
genommen, der ſozialdemokratiſche Antrag auf Erhöhung der Kar-
toffelxätion wird abgelehnt. Damit iſt die Tagesordnung erledigt.

Nächſte Sitzung: Mittwoch 11 Uhr: Wahlrechtsvorlage. Schluß

Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.
Aepfel. Dienstag, vormittags von 81/12 Uhr, Nr. 7001--10 500,

nachmittags von 2—-6 Uhr, Nr. 10501--14 000 der Lebens
mittelſcheine. Jede Perſon 11 Pfund zum Preiſe von 45
und 72 Pf. in der Talamtſchule.

Cichorie. Dienstag, vormittags von 81/412 Uhr, Nr. 7001--10 500,
nachmittags von 2——6 Uhr, Nr. 10501--14 000 der Lebens

mittelſcheine, jeder gar alt bis 3 Perſonen ein Paket,
über 3 Perſonen 2 Pakete zum Preiſe von je 1.40 M. in
der Talamtſchule.

Seeſtſch. Dienstag, in den einſchlägigen Geſchäften auf Ab-in 113 des m n 11. Jede Perſon erhält
irka Pfund. Nr. 21 001--24 500 und 49 001--52 500 der
ebensmittelſcheine.

Raps-Spinat. Dienstag, vormittags von S 12 Uhr und nach-
mittags von 2—6 Uhr in der Talamtſchule Fortſetzung des
freien Verkaufs. Pfund 15 Pf.

wird.

Die Anmeldungen haben daher
empfangenen

denjenigen Gewerbe-
anuar 1917 dies An-

und bei Schlosser
geſucht für dauernde Beſchäftigung.

Berbet-Maschinenbau, G. m. b. HI.,
Halie, Turmstraßse 117.

Ktädt-Dhealer

Dienstag den 4. Dez. 1917
Anfang 7,50 Uhr Ende 10 Uhr.

Tiefland.
Oper von d'Albert.

Mittwoch: D. Waffenſchmiel,
Donnerstag: Die Komödie

Warenumſatz-Steuerſtelle

Arbeiter adenniert auf Gig Volkesfinme!
der Jrrungen.

reitag: D. verkaufte Braut,
nnabend: Zar u. Jimmer-

mann.

27 2für den Stadtkreis Halle.
ſein mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe
bis 8 1500 M. beſtraft.

3. i erordnung tritt mit ihrer Verkündigung in
raft.

4. Die Bekanntmachung vom 30. Mai 1916 über das
Verbot des Sammelns von Adreſſen von Angehö-

des Feldheeres und der Veröffentlichung von
A r c wird durch vorſtehende Ver-
ordnung nicht berührt.

Magdeburg, den 24. November 1617.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des IV. Armeekorps

Vermietung von Haarpflegeräumen
Die Haarpflegeränme im Stadtbad ſollen vom

1. April 1918 an neu vermietet werden.
Schriftliche Angebote erbitten wir bis Mittwoch,

den 5. Dezember.
liegen im ſtädtiſchen Bureau V, Markt 2, 3 Treppen,
Zimmer 31, zur Einſichtnahme aus.

Halle, den 20. November 1917.

Die Vermierungsbedingungen

Der Magiſtrat. n e e e eäe en

Sontgg,
Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandels-

eſchäften, welche Kundenliſten eingereicht
aben, werden aufgefordert, Montag, den 3.,

Dienstag, den 4. und Mittwoch, den 5. Dezem
her 1917, bei den von ihnen gewählten Groß-

rmen die in nächſter Woche zum Verkauf ge-
angende Marmelade abzuholen.

Halle, den 1. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Nachſtehend aufgeführte Perſonen haben uns den

Verluſt ihrer Kohlenbezugsſcheine gemeldet:
Fari leiſcher, Georgſtr. 7, 30 Zentner Briketts,

arie Kuban, Bertramſtr. 24, 35 Zentner Briketts,
Erich Knoff, Hackebornſtr. 2, 500 Stück Preßſteine,
Emma Degner, Leſſingſtr. 33, 30 Zentner Briketts,
Anna Pfeiffer, Trothaer Str. 78, 15 Zentner Briketts,
Emma Holzhauſen, Hardenbergſtr. 13, 50 Zentn. Brik.,
Be arciniak, Gr. Ulrichſtr. 44, 80 Zentn. Briketts,

eta Schmidt, Bernhardyſtr. 6, 55 Zentner Briketts,
Marie Röder, Vorkſtr. 78, 60 Zenter Briketts,
Marie Dilling, Graſeweg 8, 70 Zentner Briketts,
Rudolf Gittmer, Raffinerieſtr. 17, 50 Zentner Briketts,
Karl Müller, Lange Str. 6, 10 Zentner Briketts,
Jda Nemecek, Reilſtr. 26, 70 Zentner Briketts,
Otto Reinhardt, Reilſtr. 24, 60 Zentner Briketts,
87 Blume, Annenſtr. 2, 25 Zentner Briketts,

arl Meißner, Reilſtr. 14, 70 Zentner Briketts.
Sämtlichen Kohlenhändlern wird er unterſagt,

auf die abhanden gekommenen Bezugsſcheine Kohlen zu
liefern. Den Verlierern werden neue Scheine mit einem
beſonderen Vermerk von uns ausgeſtellt werden.

Die Verlierer können die neuen Scheine gen Vorzeigung des Lebensmittelſcheines bei uns abho en.

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſch-ſkandinaviſchen Friedens
komitee in Stockholm am 6. Juli 1917 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
erſchienen. Aus dem Jnhalt heben wir hervor:
Die imperialiftiſchen Grundurſachen. Die
Entente als Weltverteilungsſyndikat. Die Politik
der Zentralmächte. Die Einkreifung Deutſch
lands. Die Größe der Gefahr für Deutſch
land. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

Die Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlung
zu beziehen. Der Preis hetränt 1. M

Zu beziehen durch die
Buchhandlung Volksstimme, Br. Müorstr. 3

Fernsprecher 5407 HALILE Gr. Ulrichstraße 27

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

5 t Zeitschrift zur Verfechtung der InDie OGleichheit teressen der Lehaftenden Frau.
Einzelnummer

In freien Stunden ehe
teressante Errählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum

Illustrierte politisch-satirischeDer Wahre Jacob Wochensennt, die einzelne

NummerBerliner Illustrierte Zeitung
Einzelnu mmer

9 03 Arbeiter Gesundheits-Bibliothek
C herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver- 0)

c schiedene Bäandchen a 20 P. 5Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Modenzeltung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagezeitung/Deutsche Modenzeitung

D 5

0

mm Du

10 Pf.2 e e 2 l e
enthaltend

eise. von s 15 Pf.
10 Pf.

3 10 Pf

Für die Schneiderei:

Halle, am 30. November 1917.
Ortskohlenſtelle,
Marktplatz 22.

Bekanntmachung.
Die Gewerbetreibenden, denen jetzt die Vor

drucke zu den Anmeldungen für die Errichtung
des arenumſatzſtempels zugeſtellt werden,
werden hierdurch wiederholt darauf aufmerkſam
emacht, daß die Anmeldungen nicht ſchon jetzt,
ondern erſt nach Ablauf des Kalenderjahres,

binnen 30 Tagen, alſo im Januar 1918, einzu

der VeueWweltßalender für 1918
wieder vorrätig. Preis 50 Pf.

Buchhandlung bolköſtimme, Große Ulrichſtraße 27.

Neu erſchienen

Die gabe rwbche

in
Von R. G. Verow.
Mit Jlluſtrationen u. Porträts.

Zu beziehen durch die

dalle, Gr. Ulrichſtraße 27.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 3. Dezember 1917.

Dezember.
Der Dezember oder, wie er auch in Deutſchland noch zu

weilen genannt wird, Julmonat, hatte im altrömiſchen Ka-
lender, nachdem er, ſeinem Namen gemäß, der zehnte Monat
war, nur 29 Tage; erſt ſeit Feſtſetzung der neuen Zeitrechnung
durch Julius Caeſar, der das Jahr mit dem Januagr, ſtatt
wie früher mit dem März beginnen ließ, erhielt er 31 Tage.
Die fälſchliche Bezeichnung des zwölften ſtatt des zehnten
Monats iſt ihm freilich geblieben, und zwar in den meiſten
Kulturſprachen. Einheim. che Monatsnamen haben ſich nur
bei wenigen Völkern wirklich einbürgern können, zu denen die
Polen gehören. Sie nennen den Wezember nach dem Aus
druck „gruda“ (gefrorene Erde) grudzien. An deutſchen Be
nennungen für den Dezember hat es freilich ſeit Karl dem
Großen, der ja für alle Monate deutſche Namen einführen
wollte, nicht gefehlt. Heiligmongat (Heiligmanuth) oder Heil-
mond hieß der Kaiſer ihn nach der Geburt des Heilands.
Doch vermochte der Name ſich im Volksmund nicht zu er
halten, ebenſowenig wie die ſpäter aufgekommenen Bezeich
re Windmonat oder Wintermonat, Wolfsmonat, Chriſt
mond, Leſtmonat letzter Monat), Haſenmond (von den viel
fach ſtattfindenden Haſentreibjagden), Adventmonat uſw.
Wohl wußten die erſten germaniſchen Chriſten nichts von einer
Geburtsfeier Chriſti, doch begingen ſie um die gleiche Zeit,
das heißt an den Tagen der Winterſonnenwende, ihr Julfeſt,
von dem noch manche alte Sitten ſich, wenn auch verändert
und vielfach faſt unkenntlich, bis auf die heutige Zeit erhalten
haben. Auch die Gebräuche der zwölf heiligen Nächte
(24. Dezember bis 6. Januar) ſtammen vielfach noch aus ur-
alten Zeiten. Mehr noch als bei uns in Deutſchland gilt
dies für den ſkandinaviſchen Norden. Wohl kennt man auch
bei uns die Sitte des Julklapp; dort aber ſpricht man nur
vom Julfeſt, man ißt Julbrot, trinkt Julbier und bäckt Jul-
gebäck, das ſeine Frau von den heiligen Tieren der alten
Germanengötter hat.

Volkszählung 1917.
Am 3. und 4. Dezember werden die vom Statiſtiſchen Amt

beauftragten ehrenamtlichen Zähler und Zählerinnen die Haushaltungs-
liſten zur Ausfüllung an die Haushaltungsvorſtände verteilen.

Jede Haushaltung erhält eine beſondere Haushaltungs-
liſt e, die vom Haushaltungsvorſtand oder ſeinem Stellvertreter grund-
ſätzlich ſelbſt auszufüllen iſt. Wer bei der Verteilung der Haushaltungs-
liſten übergangen werden ſollte, iſt verpflichtet, dies unverzüglich dem

Statiſtiſchen Amte der Stadt Halle, Stadthaus (Eingang Schmeer-
raße, 3. Stock) anzuzeigen.

Die Wiederein ſammlung der ausgefüllten Haushaltungs-
ſten durch die Zähler
nüſſen deshalb an dieſem Tage ausgefüllt zur Abholung bereit gehalten
werden.

Ueber die geſtellten Fragen erteilen die Zähler in Zweifelsfällen
bereitwillig Auskunft. Gegebenenfalls ſind die betreffenden Spalten
offen zu laſſen und bei Wiedereinſammlung der Liſten gemeinſam mit
dem Zähler oder von dieſem ſelbſt auszufüllen.

Die genaue für die Erhebung maßgebende Stichzeit iſt die
Nitternachtsſtunde zwiſchen dem 4. und 5. Dezember.
Wer alſo vor 12 nachts geboren oder nach 12 Uhr geſtorben iſt, wird
mitgezählt. Wer aber nach 12 Uhr geboren oder vor 12 Uhr geſtorben iſt,
bleibt unberückſichtigt.

Beſonders iſt darauf zu achten, daß außer allen Anweſen-
den, d. h. den dauernd und den vorübergehend Anweſenden, auch die
vorübergehend Ab weſenden gezählt werden müſſen. Für dieſe iſt
Abſchnitt 2 der Haushaltungsliſte beſtimmt. Bei den nur vorübergehend
Anweſenden iſt der Wohnort, bei den vorübergehend Abweſenden der
Aufenthaltsort anzugeben. Die Brotgetreideſelbſtverſorger haben die Ge
meinde oder den Kreis der Selbſtverſorgung anzugeben, alle übrigen
Perſonen diejenige Gemeinde, von der die Brotkarte oder Reiſebrot-
marken bezogen werden.

Jede Haushaltung erhält neben der Haushaltungsliſte noch das
Formular Z mit Ergänzungsfragen.

Unter A 1 bis 3 dieſes Formulars werden alle Haushaltungsange-
hörigen aufgeführt, die bereits in der Haushaltungsliſte eingetragen ſind.

lgt vom 6. Dezember an. Die Liſten

eilage zur Volksſtimme.
Halle, Montag den Z. Dezember 1917. 1. Jahrgang

W
Und zwar erſcheinen: unter 1 diejenigen Perſonen einſchließlich des Haus
haltungsvorſtandes, für die der Lebensmittelſchein des Haushaltungsvor-
ſtandes gilt; unter 2 diejenigen, die einen eigenen Lebensmittelſchein
haben, unter Angabe der Nummern dieſer Scheine; unter 3 diejenigen,
die in einem Lebensmittelſchein der Stadt Halle überhaupt nicht einge
tragen ſind. Dahin gehören z. B. auch Offiziere, die auf Grund von
Sammelſcheinen der Offiziersverpflegungsanſtalten verpflegt werden.

Abſchnitt 4 iſt für diejenigen Perſonen beſtimmt, die in der Haus
haltungsliſte nicht eingetragen ſind, weil ſie nicht in der Haushaltung
wohnen, die aber andrerſeits im Lebensmittelſchein des Haushaltungsvor-
ſtandes eingetragen ſind, weil ſie von dieſem mit verpflegt werden.

Bei den Angaben zu 5 über diejenigen Haushaltungsangehörigen,
die ſich im Felde befinden, iſt einzutragen, ob hierzu der Haushaltungs-
vorſtand, ledige Söhne, Enkel, Neffen, Vettern uſw. oder andre zur
Haushaltung gehörige Perſonen gehören, ſoweit ſie vorausſichtlich zur

Haushaltung zurückkehren, insbeſondere Zimmermieter. Wenn infolge
Einberufung einer oder mehrerer dieſer Perſonen ein Wohnungswechſel

vorgenommen oder die Wohnung ganz aufgegeben worden iſt, muß unter
Bezeichnung der in Frage kommenden Perſonen darauf verwieſen werden.

Der Teil B gilt für Jnfaſſen von Anſtalten u. dergl. die nicht
auf Grund von Lebensmittelſcheinen, ſondern auf Grund von Sammel
ſcheinen verſorgt werden. Die Angaben für dieſen Abſchnitt haben die
Vorſtände, Leiter oder Hausleute der betreffenden Anſtalten, Betriebe
und ähnlichen Einrichtungen zu machen.

Unterlaſſene, unrichtige oder unvollſtändige Angaben auf der Haus-
haltungsliſte oder dem Ergänzungsblatt haben unter Umſtänden nicht
nur ſchwere Beſtrafung zur Folge; der betreffende Haushalt läuft auch
Gefahr, bei der Lebensmittelverſorgung nicht oder nicht ausreichend be
rückſichtigt zu werden.

Einſchränkungen des Straßenbahnverkehrs.
Die Verhandlungen über Einſchränkungen des Straßenbahnver-

kehrs, die bereits in Halle und Magdeburg ſtattfanden, ſind von der
Kriegsamtsſtelle Magdeburg auf den ganzen Korpsbezirk ausgedehnt
worden.

Ueber Deſſau, Halberſtadt, Altenburg, Staßfurt, Naumburg ver-
handelte man am Donnerstag in Magdeburg.

Deſſau hat bereits ſo weſentliche Einſchränkungen vorgenommen,
ſo z. B. die Herabſetzung des 7 Minutenverkehrs auf den 15 Minuten-
verkehr, die Einſtellung der Linie zur Zuckerraffinerie, daß weſentliches
zu tun nicht mehr möglich bleibt.

Halberſtadt will den Südring, die Linien zum Fiſchmarkt und zur
Klus einſtellen, ſoweit nicht Arbeitertransporte in Betracht kommen.
Das ſind 10 Kilometer von 23 Kilometer Liniennetz. 28 von 52 Halte-
ſtellen ſollen eingezogen werden. Der Vollring ſoll nur noch 20 Minuten
verkehr haben. Es werden ſo mehr als ein Drittel an Strom erſpart.

Altenburg hatte ſchon früher die Linie Hauptbahnhof--Hauptpoſt
vom 6 Minutenverkehr auf den 12 Minutenverkehr herabgeſetzt. Weitere
Einſchränkungen ſind kaum noch möglich, doch ſollen ſie erwogen werden.

Staßfurt kann an ſich den Verkehr kaum einſchränken, nachdem dies
ſchon vorher weſentlich geſchehen iſt, doch will es erwägen, ob ſtunden-
weiſe Wochen oder Sonntags noch Verkürzungen möglich ſind.

Naumburg hatte bereits früher eine 40prozentige Beſchränkung
eingefühtt. Man will dort noch eine Verkürzung in den Beginn und

Schlußzeiten erwägen.
Damit die Bevölkerung an die Einſchränkungen, die nun einmal

nicht zu umgehen ſind, gewöhnt werde, ſollen ſie alsbald vorbereitet
werden; man hofft, daß allgemein die Erkenntnis von der dringenden
Notwendigkeit der Maßnahmen die damit verbundenen Unannehmlich-
keiten leichter tragen helfen wird.

Ein Prozeß gegen den Magiſtrat. Wegen der Ausbaukoſten
des Röderberges in Halle war zwiſchen dem Eigentümer Auguſt
Kirchhof, der am Röderberg ein Grundſtück beſitzt, und dem iſtrat
zu Halle ein Rechtsſtreit entſtanden, der jetzt im zweiten Rechts
zang vor dem Oberverwaltungsgericht zu Ende geführt wurde. Als
Kirchhof im Hinblick auf die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen vom
Magiſtrat zur Zahlung von Ausbaukoſten des Röderberges auf-
refordert worden war, beſchritt er nach erfolgloſem Einſpruch den
Weg der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren und forderte ſeine
Freiſtellung von den geforderten Ausbaukoſten, da eine vorhandene
Straße in der früheren Landgemeinde Giebichenſtein in Betracht
omme; Anlieger an vorhandenen Straßen können aber nicht zur
zahlung von Ausbaufkoſten veranlagt werden. Das erſte Urteil

eſtellt worden war, hatte nicht die Billigung des Oberverwaltungs-
erichts gefunden, das auf Zurückverweiſung der Sache an den
Zezirksausſchuß erkannte, da die Urteilsbegründung nicht aus-
eichend erſcheine, und ausführte: Jn der erneuten Verhandlung

werde nochmals zu prüfen ſein, ob es ſich um eine neue oder um

eine vorhandene Straße handle; für die Entſcheidung dieſer Frage
werde der Wille der Gemeindeorane maßgebend in Betracht
kommen. Jm zweiten Rechtsgange entſchied der Bezirksausſchuß
wiederum zugunſten von Kirchhof und erkannte dem Klageantrage
entſprechend auf ſeine Freiſtellung von den Ausbaukoſten, da an-
zunehmen wäre, daß der Röderberg eine vorhandene Straße nach
dem Willen der Gemeindeorgane ſei. Gegen Urteil legte
der Magiſtrat von Halle wiederum Reviſion beim Oberverwaltungs
ericht ein, das aber nunmehr der Vorentſcheidung beitrat und das

smittel für unbegründet erklärte, indem es, geltend machte
Der Vorderrichter habe den Begriff vorhandene Straße zutreffend
ausgelegt. Hätte ſich der Bezirksausſchuß eine feſtſtehende Auf-
faſſung gebildet, ſo habe er weitere Beweiserhebungen nicht vor-
zunehmen brauchen.

Die Ueberlandzenkrale Saalkreis Bitterfeld hat vor einigen Tagen
in Halle ihre diesjährige Hauptverſammlung abgehalten. Sie verſorgt
jetzt 5 Städte, 224 Gemeinden und Gutsbezirke mit 81 432 Lampen,
1738 Motoren und 380 Heiz und Kochapparaten. Infolge des großen
Petroleummangels ſind faſt 2000 neue Anlagen angelegt worden. Trotz
der großen Schwierigkeiten in der Rohſtoffbeſchaffung und des häufigen
Angeſtelltenwechſels infolge der militäriſchen Einziehungen iſt der Be-
trieb nicht nur in vollem Umfange aufrecht erhalten, ſondern auch auf
weitere Ortſchaften ausgedehnt worden. Die Zahl der Genoſſen iſt von
2130 auf 2591 und die Zahl der Anteile von 3938 auf 4250
geſtiegen. Aus dem erzielten Reingewinn beſchloß die Generalverſamm-
lung, die Anteile mit 3 Prozent zu verzinſen. Dem Aufſichtsrat und
Vorſtand wurde einſtimmig Entlaſtung erteilt. Jnfolge der allgemeinen
Steigerung der Unkoſten und Löhne ſowie zur Deckung der reichsgeſetz-
lichen Kohlenſteuer wurde einſtimmig einer Erhöhung der Strompreiſe,
in entſprechender Weiſe, wie das in andren Städten und Ueberlandzen-
tralen geſchehen iſt, zugeſtimmt.

Eine Zenkralverſammlung aller der Landwiriſchaftskammer für die
Provinz Sachſen angeſchloſſenen land wirtſchaftlichen Vereine findet Don-
nerstag, den 13. Dezember, vormittags 11 Uhr, im großen Sitzungsſaale
der Kammer zu Halle mit nachſtehender Tagesordnung ſtatt: 1. Eröff
nung der Verſammlung. 2. Die Aufgabe des deutſchen Ackerbaues in der
nächſten Zukunft Profeſſor Dr. WohltmannHalle). 3. Wie ſoll ſich die
deutſche Landwirtſchaft zur Frage des Getreidemonopols ſtellen? (Frei
herr v. Wangenheim-Kleinſpiegel).

Die Handwerkskammer hält Donnerstag, den 6. Dezember, vor-
mittags 11 Uhr im Stadtverordnetenſitzungsſaal zu Halle eine Vollver
ſammlung ab. Die Tagesordnung enthält unter andrem: Geſchäftsbericht

es Bezirksausſchuſſes, durch das Kirchhof von den Ausbaukoſten frei k

ſeit der letzten Vollverſammlung (Syndikus Voigt); Wahl eines Vor-
ſitzenden, eventl. eines Vorſtandsmitgliedes; Fürſorge für die im Felde
befindlichen Handwerker (Syndikus Voigt); Bewilligung von Teuerungs-
zulagen für die Beamten.

Kochkiſten-Beratungsſtelle. Der Mangel an Kohlen und da
mit auch an anderen Heizmaterialien zwingt dazu, alle Maß-
nahmen zu ergreifen, um mit den vorhandenen Heizmaterialien
möglichſt ſparſam umzugehen. Es war nun die Abſicht des Bundes
zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft, Beratungs-
ſtellen für Kochkiſten einzurichten. Da aber der Hausfrauenbund,
wie es auch in anderen Städten der Fall iſt, ſich der Kochkiſtenfrage
angenommen hat, ſo will der Bund dieſe Tätigkeit auf ſeine Ge-
ſchäftsſtelle beſchränken. Dort verkehren Tag für Tag eine ſehr
große Anzahl von Leuten, und dieſen will er bereits von Montag,
den 3. Dezember an, Kochkiſten vorführen ſowie zeigen, wie man
eine ſolche mit einfachſten Mitteln einrichten kann. Zu den Vor-
führungen hat jedermann Zutritt. Vor allen Dingen hofft der
Bund, daß ſeine Mitglieder und Kleinpächter von der ſich bieten-
den Gelegenheit Gebrauch machen, denn die Kochkiſte iſt gerade in
Arbeiterfamilien, wo ſie ſo ſehr am Platze wäre, noch viel zu wenig
verbreitet. Die Kochkiſten ſind während der ganzen Geſchäfts
ſtunden der Geſchäftsſtelle des Bundes einzuſehen. Nachmittags
zwiſchen 3 und 5 Uhr erfolgen die Hauptvorführungen.

Polizeiliches Geſchäftsverbot. Der Handelsfrau Emma Reu-
ſchel geb. Hemer, Kutſchgaſſe 4, iſt auf Grund der Verordnung über
die Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel, die Aus-
übung des Handels mit Lebens- und Futtermitteln unterſagt
worden.

Eine weitere Mahnung zur Höflichkeit. Ein gutes Beiſpiel
weckt Nacheiferung. Wie der Kriegsminiſter, ſo hat jetzt auch die
Poſt und Telegraphenverwaltung ihre Beamten und Angeſtellten
aufgefordert, ſich dem Publikum h höflich und entgegen
ommend zu verhalten und es nach Möglichkeit ſchnell abzufertigen.

Jn der heißt es am Schluß: „Es wird vertraut, daß
alle im Poſt- und Telegraphendienſt tätigen Perſonen durch ihr
Verhalten der Bevölkerung keinen Grund zu berechtigten Klagen
geben. Anfragen, Eingaben, Beſchwerden, Erſatzfordèrungen,
ſonſtige geldliche Anſprüche uſw. ſind von allen Dienſtſtellen mit

Roſi Zurflüh.
27] Eine Geſchichte aus den Alpen von Johannes Scherr.

(MNachdruck verboten.)
Die folgenden Briefe Ruodis hielten ſich im nämlichen

Tone. Wenn ſich Roſi nur zu ſagen gewußt hätte, warum
denn eigentlich dieſer haſtige, fahrige Ton ſie ſo tieftraurig
machte! Jhr Mann ließ es doch an Liebesbeteurungen, an
zärtlichen Worten wahrhaftig nicht fehlen. Ja aber gerade
das war es! Dieſe Zärtlichkeiten, dieſe Beteurungen, ſie
klangen doch ſo ganz anders als früher, ſo fremd, ſo froſtig!
Früher brauchte er ja ſeine Frau ſeiner Liebe gar nicht zu ver
ſichern, die verſtand ſich ja von ſelbſt, und er hatte es auch
nicht getan, wenigſtens nicht ſo, nicht ſol Wenn Roſi das
Theater gekannt hätte, würde ſie die Zärklichkeitsergüſſe in
den ſpäteren Briefen ihres Mannes theatraliſch gefunden und
gemeint haben, das ſei in den großen Städten ſo Mode. Jn
ihrer ländlichen Einfachheit jedoch wußte ſie mit den hoch-
trabenden Redensarten gar nichts anzufangen. Aber nein,
etwas doch. Aus der unklaren Beängſtigung, in der ſie
ſhwebte, entwickelte ſich ein bitterer Zweifel, nicht gegen
Ruodi, o nein, aber gegen ſie ſelbſt. Wird er, fragte ſie ſich
mit Schrecken, der ſo viele Dinge geſehen, von denen du nichts
weißt und verſtehſt, er, der jetzt ſo viel mit den Herrenleuten
umgegangen iſt und ſich, ſcheint s ihre Art angeeignet hat,
wird er dich noch gern haben können? Oh, ich hätt ihn nicht
gehen laſſen ſollen, ich hätt ihn nicht gehen laſſen ſollen

Das „Zu ſpät!“ iſt ein Alltagswort in den Familien
geſchichten ſo gut wie in den Staatsgeſchichten, aber dort
gerade von ſo wenig Belang wie hier. Man gedenkt ſeiner
überall erſt dann, wenn es eben zu ſpät iſt.

Indeſſen da droben im Rütli ſchien alles wieder gut zu
den, alles wieder ins alte Gleis zu kommen, als zu Ende

des März der Ruodi heimkehrte, volle vierzehn Tage früher, ſchen
en ſeinem letzten Briefe zufolge Roſi ihn hatte erwarten

en.

Aber ſie hatte ihn das Tal heraufkommen ſehen, im
Zwielicht von der Hügelhalde ſpähend, wie ſie ſeit Wochen
allabendlich zu tun pflegte. Das Mareili drinnen am Küchen
herd hörte ihre Frau draußen einen lauten Schrei ausſtoßen,
und als es hinausging, zu ſehen, was es gäbe, ſah es die Roſi
ſchon unten am Seeufer hineilen.

Wie ſtürmiſch ſie den Kommenden bewillkommte! Es
war etwas Wildes in ihrer Freude. So heiß hatte ſie den
geliebten Mann nie geküßt, nie, ſelbſt in den Tagen und
Nächten des Honigmonds nicht.

Das war ein Jubel!
Jn der Unſchuld ihres Entzückens überſah es die Glück-

liche, daß Ruodi vermied, ihr in die Augen zu ſehen.
Sie fand auch nichts Beſonderes, nichts Störendes darin,

daß er, kaum in ſeinem Hauſe angelangt, mit einer faſt prah-
leriſchen Eile und Wichtigkeit ſeine Reiſetaſche auftat und in
Gold und Silber den bedeutenden Nettoertrag ſeines glück-
lich abgetanen Geſchäfts auf den Tiſch hinzählte. Nur ſollte
er nicht verlangen, daß ſie ſich gar zuviel daraus machte. Was
war ihr das alles gegen das eine, daß ſie ihn wieder hatte?
Jhren RuodilJh ren Ruodi?

So glaubte ſie.
Sie nahm keinen Anſtoß davan, nein, ſie fand es ganz

in der Ordnung, daß der Heimgekehrte mit einer gewiſſen
Haſt noch an demſelben Abend nach der Zwihl hinaufbegehrte.
Hätte ſie doch in ihrer Seligkeit eher an den plötzlichen Ein-
ſturz des Glanzhorns gedacht als daran, daß in den erſten
Stunden des Wiederſehens für den geliebten Mann in dem
Alleinſein mit ihr etwas Drückendes, Beängſtigendes liegen
könnte. Sie war ſogleich bereit, mit ihm zu gehen, und bis
tief in die Nacht hinein ſaßen ſie mit der Mutter und Schwe-
ſter im Oberſtübli der Zwihl, dem Reiſebericht Ruodis lau-

d.
Was hatte der Mann inzwiſchen nicht alles geſehen, und

wie wußte er davon zu erzählen! „Ma könnt's ahſograd

drucken,“ meinte die gute Zwihlbäurin. 's Vreneli war zwar
etwas abweichender Meinung. Sie dachte: Der Ruodi iſt
gäng ein g'ſcheiter Mann, aber was er da erzählt, iſt doch hang
nit ſo ſchön, wie wenn der Herr Pfarrer vom Dütſchland

predet, wo er auf Hochſchulen geweſen. Aber ſie hütete ſich
wohlweislich, dieſen Gedanken zu äußern. Der Roſi war alles
recht, und ſie hing mit Aug und Ohr an den Lippen ihres
Mannes. Jrn ihrer freudigen Aufregung nahm ſie jedes
Wort, das er ſprach, wie ein Orakel hin, und wo ſie ſeine vor
nehm tuende Redeweiſe nicht immer ganz verſtand, ſo war ja
nicht er, ſondern nur ſie daran ſchuld.

Ja, ſie fühlte ſich glücklich, endlich wieder ſo ganz glück
lich. Alles Leid, alles Bangen war vorüber, war vergeſſen,
für den Augenblick nein, für eine ganze Woche.

Eine ganze Glückswoche iſt aber ſchon viel im menſch-
lichen Leben. Hat nicht der ſiebzigjährige Goethe, den man
vor und nach ſeinem Tode mit Grund als einen der glück
lichſten Menſchen pries, geſagt, wenn er alles zufammen-
zählte, ſo ergäbe ſein ganzes Leben kaum die Summe von
vier Wochen reinen Glückes?

Ruodi war in den Freudenſtrom, der Roſis Seele be
wegte, mit hineingeriſſen worden. Sehr bald jedoch mußte
die arme Frau die Bemerkung machen, daß aus ſeinem gan-
zen Gebaren ſie etwas ſo Fremdes, Kühles anhauche, wie da-
mals aus ſeinen Briefen. Sie glaubte ſich zu täuſchen und
oh, wie gab ſie ſich Mühe, ſich wirklich zu täuſchen! Aber
es ging nicht! Der wochenlange Glückstraum zerrann wie
der Schatten eines Regenbogens.

Sie bemerkte, daß ihr Mann, der ſonſt ſo raſtlos und
fröhlich Tätige, halbe und ganze Stunden lang müßig an
ſeinem Werktiſch im Erker ſaß, nachdenklich, träumeriſch vor
ſich hinſehend. nun ſie ihm anſprach, ſchrak er auf, heftig,
faſt wie zornig. Gewahrte er dann ihr Befremden, ſo ver
ſuchte er ſie anzulächeln wie ſonſt. Aber, oh, dieſes Lächeln,
es war nicht mehr wie ſonſt, ſo gar nicht mehr wie ſonſt.

(Fortſetzung folgt.)
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edigen. JNilchkartenAusgabe. Von Montag, den 3., bis einſchließ
lich Sonnabend, den 8. Dezember, werden in den ſtädtiſchen
Markenausgabeſtellen zugleich mit den Brotmarken die neuen, vom
10. Dezember an gültigen Milchkarten für Kinder bis zu 6 Jahren,
ſtilkende Mütter und ſchwangere Frauen ausgegeben. Die Erneue
rung der auf Grund ärztlicher Atteſte ausgefertigten Milchkarten,
jowie derjenigen für alte Leute über 75 Jahre erfolgen im Grund
ſtück Marktplatz 22 (früher Hotel Goldner Ring), 1. Stock, Saal
links, nach folgender Ordnung: an Perſonen, deren Familien-
namen beginnt mit dem Buchſtaben A--E, Montag, 3. Dezember,
FH am Dienstag, J--L am Mittwoch, M--R am Donnerstag,
S am Freitag, U am Sonnabend.

Sind die Anfängerinnen bei der Straßenbahn krankenver
ſicherungspflichtig? Dieſe wichtige Frage iſt jetzt vom Oberverſiche
rungsamt Magdeburg bejaht worden. Die Frau Emma B. trat
im April in Beſchäftigung bei der Straßenbahn in Halberſtadt.
Noch am ſelben Tage veruſnglückte ſie durch Sturz vom Wagen.
Sie war etwa 5 Wochen krank und erwerbsunfähig. Die ſtädtiſche
Betriebskrankenkaſſe lehnte die Unterſtützung ab, weil die Erkran
tung innerhalb der Probezeit eingetreten ſei und eine verſicherungs-
pflichtige Beſchäftigung noch nicht beſtand. Außerdem liege auch
eine unſtändige Beſchäftigung vor, da Frau B. noch nicht 1 Woche
veſchäftigt geweſen ſei. Das Verſicherungsamt zu Halberſtadt be
ftätigte die Abweiſung. Das Arbeiterſekretariat in Magdeburg
legte namens der Frau B. gegen die Entſcheidung beim Oberver-
ſicherungsamt in Magdeburg Berufung ein. Es führte an, daß zu
nächſt von einer unſtändigen Beſchäftigung gar nicht die Rede ſein
tann. Dieſe fetzt voraus, daß die Dauer der Beſchäftigung von
vornherein auf weniger als 1 Woche vereinbart war. Das war aber
bier nicht der Fall. Auch eine Probezeit kommt nicht in Frage,
denn auch darüber hat eine Abrede nicht ſtattgefunden. Das Ar
beitsverhältnis iſt vielmehr auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen. Beide
Parteien haben die Abſicht gehabt, ein Arbeitsverhältnis gegen
Leiſtung von Entgelt einzugehen, und über das Entgelt iſt auch eine
Verabredung erzielt, denn es ſollte 30 Pf. Stundenlohn an Wochen-
und 40 Pf. an Sonntagen gezahlt werden. Ob die Straßenbahn
die Abſicht gehabt hat, die Anſtellung von einer Probezeit abhängig
zu machen, iſt unerheblich. Es liegen alle Merkmale einer ver-
ſicherungspflichtigen. Beſchäftigung vor und die Abweiſung der
Klägerin würde eine ungeſetzliche und unbillige Härte ſein. Das
königliche Oberverſicherungsamt entſchied in ſeiner Sitzung am
28. November, daß die Kaſſe verpflichtet iſt, der Frau B. die
ſatzungsmäßigen Leiſtungen zu gewähren.

Beeſedan. Eine Geheimſchlächterei wurde in dem Grund-
ſtück der früheren Holländer Mühle entdeckt, wo eine Kuh ge-
ſchlachtet und das Fleiſch durch ein Auto in der Nacht W t
wurde. Der Beſitzer der Kuh will den Käufer und deſſen Gehilfen
nicht gekannt haben.

Löpitz. Die Zuckerfabrik Körbisdorf A.-G., die die
Rittergüter Löpitz und Lochau bereits 10 Jahre lang mit dem
Sitz der Juſpektion in Lochau pachtweiſe bewirtſchaftet hat, erweiterte ihren Beſitz durch den Hinzutritt des Ziegeleigutes öſchenund Rittergutes Wegwitz. Zwar ſind die Felder noch verpachtet,

ſie werden aber dann der Jnſpektion Lochau angegliedert und noch
einen Leiter für ſich erhalten. Die Vie hen e der Zuckerfabrik
Körbisdorf befanden ſich bereits in dieſem Herbſt auf den Gütern.

Körbisdorf. Viehdiebſtähle. Die Einbruchsdiebſtähle, bei
denen es lediglich auf Geflügel abgeſehen iſt, dabei aber auchſchon Schafe und ſogar ein Se den Dieben in die Hände fielen,

wiederholen ſich immer wieder aufs neue. Jüngſt wurde den Vieh
ſtällen eines hieſigen Beamten ein nächtlicher Beſiſh abgeſtattetund der ganze Gänſebeſtand geſtohlen. Auch hierbei ſind pfe Täter

unerkannt entkommen.

Burgliebenau. Die Rittergutsfelder in der Flur
Setmee werden in letzter Zeit ſtark durch Zuckerrübendiebe
heimgeſucht. Sogar am Tage führen die ihr Vorhabenaus und ehen dabei äußerſt raffiniert zu Werke. Kriechend

nähern ſie ſich von Wegen aus den Mieten, füllen die mitgeführ-
ten Säcke mit Diebesgut, beladen die bereitgeſtellten Handwagen,mit denen ſie eilig das Weite ſuchen, und verſchwinden nach ent
legenen Ortſchaften. Die entführten Mengen ſind beträchtliche,
und ſelten gelingt es, die Täter abzufaſſen.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Montag, kommt „Das Dreimäderl-

s mit Anna Enghardt als Hannerl zur Aufführung.
er Wochenſpielplan bringt folgende Werke: Dienstag

„Tiefland“, Mittwoch „Der Waffenſchmied“, Donnerstag
„Die Komödie der Jrrungen“, Freitag „Die verkaufte
Braut“, Sonnabend „Zar und Zimmermann“. Sonntag
nachmittag Volksvorſtellung zu ganz kleinen Preiſen „Ge-
ſpenſter“ von Jbſen, Sonntag abend 7 2 Uhr Erſtaufführung
„Die toten Augen“, Oper von d'Albert.

Die Komödie der Jrrungen. Luſtſpiel von William Shakſpeare.
Es iſt ein Stück ohne eigene Erfindungsgabe des Dichters in bezug auf
die Grundidee, und ihm fehlt auch der höhere luſtſpielmäßige Einſchlag.
Aber des Meiſters Hand verrät es doch ohne weiteres, ſowohl in der
geſchickten Szenenführung die immer wieder neue Einfälle aufweiſt,
oyne doch trotz allen Durcheinanders zu verwirren wie in dem geiſt-
reichen Dialog, der von mancher feinen Lebensbeobachtung zeugt und
bereits viele kluge Sentenzen prägt. Das macht es auch, da man ob der
guten Form den burlesken Jnhalt vergißt, dieſes Verwechſlungsſpiel
zweier Zwillingsbrüder ſamt ihrer Zwillingsſklaven, und daß man ſich
bei allem ganz vorzüglich unterhält, wobei ſogar gleich der Wunſch
aufquillt: unſre ausſchließlichen Poſſenſchreiber der Gegenwart möchten
ſich ähnlichen Strebens bemühen, vielleicht kämen wir auch damit noch zu
einer höheren Form.

Das Stück gewann weſentlich durch eine ganz vorzügliche Auffüh-
rung. Die Herren Kühn und Wilcke gaben immer trefflichere Zwillings
brüder, die Herren Lieban und Eckhardt nicht minder gut wirkende Zwil
lingsſklaven. Die Damen Troeger und Grawi boten als Gegenſpieler der
Zwillingsbrüder gut kontraſtierende Darſtellungen, wobei ſich beſonders
Fräulein Troeger in ihrem Wechſel zwiſchen Eiferſucht und verlangender
Liebe gut ausnahm, wie ſie überhaupt ein gutes Talent verrät. Die
übrigen Rollen waren ebenfalls annehmbar beſetzt, ausgenommen die
drei Kaufleute, deren Gehaben zu ſehr im Anfängertum ſteckte. ecw.

Aus der Provinz.
Der Halleſche Knappſchaftsverein

hielt am 28. November ſeine Generalverſammlung ab.
Zunächſt nahm er die Beſtimmungen des Eiſ r Freizügig-

keitsvertrages an, und damit treten am 1. Januär 1918 folgende
Aenderungen und Verbeſſerungen in Kraft: die Wartezeit wird von
260 Wochen auf 156 Wochen herabgeſetzt, die Knapſchaftsinvaliden
rente kann alſo jetzt ſchon nach drei Jahren erworben werden, ſtatt
erſt nach fünf Jahren wie bisher. Die Friſt zur Zahlung von An-
erkennungsgebühren beträgt ein Jahr, bisher ſechs Monate. Der

Verluſt der Anrechte tritt daher vom 1. Januar 1018 erſt dann
ein, wenn die Zahlung des Feierſchichteugeldes währendg zwölf auf
einander folgender Monate nicht erfolgte. Jedes knappſchaftliche
Mitglied, das aus dem Haller K.V. ausſcheidet, ohne Mitglied
einer anderen knappſchaftlichen Penſionskaſſe zu werden, kann erſt
dann die erworbenen Anſprüche verlieren, wenn wenn es ein Jahr
lang es unterließ, die monatliche Gebühr von 25 Pf. an den Knapp
ſchaftsverein zu zahlen. Es ſollte deshalb lein Bergarbeiter, der
ſeinen Beruf aufgibt und andere Beſchäftigung annimmt, ver-
ſäumen, ſich ſeine Rechte zu ſichern. Vom 1. Januar 1918 an wer
den auch Mitglieder anderer preußiſchen Knappſchaftsveveine oder
frühere eigene Mitglieder bei Uebernahme von Beſchäftigung im
Vereinsbezirk vhne Rückſicht auf ihr Lebensalter mit ihrem bis
herigen Dienſtalter aufgenommen, ſofern ſie zur Berufsarbeit nicht
bereits unfähig ſind. Bis jetzt fand die Aufnahme nicht mehr ſtatt,
wenn das 40. Lebensjahr überſchritten war.

Auch ſonſt fanden noch Verbeſſerungen Aufnahme, die teils
durch das KnappſchaftsKriegsgeſetz geboten waren oder durch An-
träge von Aelteſten, die dem Bergarbeiterverbande angehören, zur
Beſchlußfaſſung vorlagen. So wird laut KnappſchaftsKriegsgeſetz
die im Kriegs, Sanitäts oder ähnlichen Dienſten verbkachte Zeit,
ſowie die auf die Entlaſſung aus dieſen Dienſten folgenden zwei
Monate als Wartezeit und auf das Dienſtalter angerechnet. Leider
geſchieht das nur mit einem wöchentſichen Steigerungsſatz von
7 Pf., denn der Antrag der organiſierten Aelte-
ſten, unterſtützt auch von denübrigen, die Steige-
rungsſätze derjenigen Klaſſe zu rechnen, in der
das Mitglied vor ſeiner Einziehung war, wurde
von den Werksvertretern abgelehnt. Der Knapp-
ſchaftsverein hätte dieſe Belaſtung ſicher noch vertragen können,
zumal die Aelteſten erklärten, daß, um denen, die ſo große Opfer
brachten, Dank abzuſtatten, ſelbſt eine Erhöhung der Beiträge,
wenn es nötig ſei, getragen werden müſſe. Doch die Herren Werks
vertreter waren anderer Meinung und ſtimmten den Antrag der
Arbeitervertreter nieder.

Eine Verbeſſerung fand aber ſtatt bei der Zahlung der Be
gräbnisbeihilfen, da vom 1. Jaunar 1918 an auch beim Tode einer
Waiſe 30 M. Sterebegeld gezahlt werden. Für die durch Betriebs-
unfall Verletzten wurde das Hausgeld auf mindeſtens ein Drittel
des Grundlohnes feſtgeſetzt. Die bisherige Faſſung der Satzung
ſah auch die Verweigerung der Witwenpenſion für den Fall vor,
daß der Ehemann die Ehe erſt im Alter von über 50 Jahren ein-
gegangen war und zwiſchen ihm und ſeiner Ehefrau ein Alters-
unterſchied von mehr als 20 Jahren. beſtand. Dieſe mittelalterliche
Beſtimmung wurde geſtrichen. Ebenſo der Paſſus, daß, wenn die
Ehe in den letzten drei Monaten vor dem Tode des Mitglieds und
zu dem Zwecke geſchloſſen war, der Witwe die Penſion zu verſchaffen

OLwohl noch ſehr viele Verbeſſerungen im Haller K.V. zu
erſtreben ſind, ſo die Erhöhung der Krankengelder und Penſions-
kaſſenleiſtungen, bis er als Muſterverein gelten kann, iſt es durch
Drängen der Bergarbeiterorganiſation doch gelungen, wenigſtene
die notwendigſten Aenderungen herbeizuführen. Der Eiſenacher
Freizügigkeitsvertrag wurde nur deshalb entworfen und am 1. Sep-
tember 1917 angenommen, weil der Forderung der organiſierten
Bergarbeiter auf Vereinheitlichung des Knappſchaftsweſens nicht
mehr widerſtreben konnte. Die Folge iſt, daß die Knappſchafts-
vereine gezwungen ſind, ihre Satzungen dem Vertrage anzupaſſen.

Die Bergarbeiter können daraus erſehen, wie wichtig auch zur
Verbeſſerung der knappſchaftlichen Verhältniſſe die Organiſation,
der Verband der Bergarbeiter, für ſie iſt. Je mehr Mitglieder dem
Verbande zugeführt werden, deſto ſtärber wird ſein Einfluß und
damit auch der Erfolg für die Knappſchaftsmitglieder, für die Jn-
validen, Witwen und Waiſen.

Merſeburg. Einbruchsdiebſtähle. Bei einem Ein-
bruch im Städtiſchen Krankenhauſe fielen den ermittelten Dieben
verſchiedene Lebensmittel in die Hände. Ueber 20 Kaninchen
wurden nachts aus einem Grundſtück des Bürgergartens entwende.
und an Ort und Stelle abgeſchlachtet.

Merſeburg. Zur Wohnungs not wird jetzt von einer Krie
gerfrau geſchrieben: Die Michelwerke haben in letzter Zeit eine Anzahl
Familienwohnhäuſer in der Kleiſt- und Roonſtraße aufgekauft, um für
ihre Betriebsangehörigen Wohnungen zu haben. Den bisherigen Mie-
tern ift ſämtlich gekündigt worden, darunter auch vielen Familien, deren
Oberhaupt ſeit 1914 im Felde ſteht. Da hier keine Wohnungen zu haben
ſind, ſtehen die Familien vor der bitteren Notwendigkeit, Wohnungen in
Halle oder Umgebung zu ſuchen. Neben der Sorge um den im Felde
ſtehenden Mann und Vater nun auch noch die Wohnungsſorge! Wenn
man ſich vergegenwärtigt, daß Familien, die hier ſchon viele Jahre woh-
nen, deren Ernährer im Felde ſteht und zum Schutze für die Daheim-
gebliebenen kämpft und leidet, nun infolge der Kriegsverhältniſſe heimat-
los werden und fremden Leuten Platz machen müſſen, ſo iſt die Anfrage
an die Stadtverwaltung berechtigt, ob hier nichts im Jntereſſe dieſer
Familien geſchehen kann.

Weißenfels. Erhöhung der Kriegsfamilien-
unterſtütz ungen. Gemäß einem Beſchluß der ſtädtiſchen
Körperſchaften betragen die Kriegsfamilienunterſtützungen vom
1. November an: inbezug auf die Reichsunterſtützung für die Ehe-
frauen 25 M. und jedes Kind oder ſonſtige Angehörige 15 M. monat-
lich; inbezug auf die Gemeindeunterſtützung für die Ehefrauen
20 M. und jedes Kind oder ſonſtige Angehörige 10 M. monat-
lich. Die erhöhten Sätze, einſchließlich der Nachzahlung für No-
vember, kommen am 1., 3. und 4. Dezember mit zur Auszahlung.

Weißenfels. Die Preiſe in den ſtädtiſchen Speiſean-
ſtalten ſind erhöht worden. Sie betragen vom Montag an für ein
Mittageſſen 40 Pf., ſofern Fleiſch dabei abgegeben wird, 50 Pf. Die
Veranlaſſung hierzu iſt die große Preisſteigerung für Lebensmittel,
Kohlen uſw.

Weißenfels. Werſchen-Weißenfelſer Braun-
kohlen- Akt.Geſ. Der gerichtliche Austrag der Gegenſätze
in dieſer Geſellſchaft findet ſeinen Fortgang. Die Gruppe der alten
Verwaltung beabſichtgt von den in der zweiten Bilanz Generalver anmighg eingelegten Proteſten den zu verfolgen, der gegen

den Mehrhertsbeſchluß auf Entlaſtungsverweigerung gerichtet war.
Die Klage ſoll in kurzem eingereicht werden. Desgleichen be
abſichtigt die Minderheit, gegen das Urteil des Landgerichts, das
ihre Anfechtungsklage gegen den Beſchluß auf Be des
Kohlenlieferungsvertrages mit der Kurſächſiſchen Braunkohlen-Gas-
Kraft-G. m. b. H. aus formal juriſtiſchen Gründen koſtenpflichtig
abgewieſen hat, nunmehr Berufung beim Oberlandesgericht Naum
burg einzulegen. Praktiſch geworden iſt die Kohlenverweigerung
noch nicht, da Kurſachſen die für das erſte Jahr in Ausſicht genom
menen 800 000 Tonnen noch nicht abzurufen in der Lage war; die
Generator- und Zentralbauten geſtalten ſich nach ihrer Dauer und
übrigens auch nach ihrem Koſtenpreis größer als ſeinerzeit vorgeſehen, ſo Kurſachſen bisher noch nicht in Betrieb gekommen iſt.

Wittenberg Dreiſte Kleidkrdiebſtähle. der
raffinierteſten Weiſe haben die Arbeiter Leo Kudla, Peter l
ezyck, Johann Pyaczyck und Stanislaus Wisnewſki verſtanden, ein
hieſiges Stofflager von Stoffen und fertigen Anzügen ſo zu be
ſtehlen, daß der Jnhaber erſt jetzt, nachdem bereits einer der Diebe
von der Polizei hinter Schloß und Riegel gebracht worden war,
von dem vor etwa 8 Tagen verübten Diebſtahl Kenntnis erhielt.
Alle vier betraten zu gleicher Frit den Laden, den der Jnhaber
eben verlaſſen hatte, und während ſich zwei der Diebe ſofor hinter

Regalen de en hatten, n die beiden ſardern eine Kleinig
keit und z Nachdem ſich der Jnhaber wieder
entfernt hatte, rafften die beiden Spihbuben an Stoffen und An

n zufammen, was ſie tragen könnten, und gingen mit ihrer
te Ab. Die Polizei hatte aber Kenntnis von dem Diebſtahl er

halten und nahm Kowalczyck auf dem Bahnhofe, wohin er flüchtet
war, feſt. Dieſer geſtand auch den Diebſtahl ein, und gab an, wo

n verkauft worden waren. Nunmehr wurde der Beſtohlene
benachrichtigt und bei einer Durchſuchung ein Teil der ihm g.
ſtohlenen x beiden Komplizen, die bemerkt hatten, daß man ihnen auf den Ferſen war waren inzwiſchen
verduftet.

ammeldiebſtahl. Trotz des ziemlich lebhaften Ver-ter u der Pratauer Chauſſee, haben es des abends Diebe fertig

gebracht, im Brückzollhauſe einen Stall zu erbrechen, einen Hammel
zu ſtehlen und mit dieſem unbemerkt zu entkommen.

Wiftenkberg. Unglücksfalc. Jm Hotel goldene Weintraube
ſtürzte der etwa 70 Jahre alte Geſchäftsreiſende Reinhold Liedel aus
Warmbrunn eine finſtere Kellertreppe herunter und zog ſich einen Ober
ſchenkelbruch und Kopfverletzungen zu. Mit einem Krankenwagen wurde

er ins Städtiſche Krankenhaus eingeliefert.
Diebſtahl. Jn der Mittelſtraße auf dem Hofe der Firma

H. E. Dehne u. Sohn iſt nachts aus zwei auf einem Rollwagen liegen-
den Säcken ein Quantum Zucker geſtohlen worden. Die Diebe ſind bereits
ermittelt.

Teuchern. Er krankungen an Diphtheritis ſind
hier und in der Um während der letzten Zeit feſtgeſtelltworden. Mehrere ß en einen tödlichen Verlauf genommen.

Ein Landwirt im nahen Gaumnitz hat in wenigen Tagen zwei
Kinder verloren,

Eisleben. Diebſtähle. Einem in der e
wohnenden Bergmanne wurden aus einem verſchloſſenen ub-
aſten des Glasſchrankes, der in der Stube ſtand, 75 Mark ſowie
Brot und Zuckermarken geſtohlen. Einem auf der Krughütte
veſchäftigten Monteur wurde mag ein rohgezimmerter Tiſch
nit raubſtock entwendet. Ein e ierkutſcher ent
vendete auf dem Güterbahnhofe Weißkohl im Werte von 25 Mark.

Sangerhauſen. Wegen Veranſtaltung einer Demon-
ſtration hatte ſich der 60 Jahre alte Former Karl Miehe vor der
Nordhauſener Strafkammer zu verantworten. Darüber wird von
bürgerlicher Seite berichtet: In einer Sitzung des Arbeiterausſchuſſes
der Sangerhäuſer Maſchinenfabrik am 14. Auguſt wurde über den Er-
folg einer Lohnforderung beraten. Dabei wurde betont,. daß alle Lohn-
erhöhungen, die erzielt würden, doch keine Wirkung auf die Lage der
Arbeiter haben könnten, da ſchon vorher die Lebensmittel immer wieder
geſtiegen ſeien. Gegen dieſen Lebensmittelwucher müſſe proteſtiert
werden und das könne am beſten dadurch geſchehen, daß man auf die
Straße gehe. Das ſollte am folgenden Tage geſchehen. Eine Anfrage,
ob auch in anderen Städten derartige Proteſte erfolgen würden, gab der
Angeklagte die Auskunft, daß wahrſcheinlich auch in anderen Städten
am folgenden Tage Demonſtrationen gegen den Lebensmittelwucher
erfolgen würden. Am folgenden Tage, am 15. Auguſt, trat der größte
Teil der Arbeiter und Arbeiterinnen der Maſchinenfabrik bei Beginn der
Frühſtückspauſe zu dem Demonſtrationszuge zuſammen, und ließen ſich
auch durch den Betriebsleiter nicht davon zurückhalten. Der Angeklagte
hatte ein Plakat angefertigt mit der Aufſchrift: „Gegen den Wucher!
Gegen den Hunger! Für den Frieden!“, mit dem er den Zug eröffnete,
Dieſer bewegte ſich zunächſt nach einer Anzahl von Betrieben, die eben-
falls Lieferungen für das Heer auszuführen hatten, und dann nach dem
Markte vor das Rathaus. Hier begab ſich der Angeklagte mit zwei
anderen Teilnehmern des Zuges als Deputation desſelben zum Erſten
Bürgermeiſter. Dieſer lehnte es zunächſt ab, mit der Deputation zu
verhandeln, ſolange die Teihnehmer am Zuge noch zuſammen wäre
Der Angeklagte veranlaßte dieſelben darauf, den Markt zu verlaſſen.
Jn der nun folgenden Unterredung wies der Erſte Bürgermeiſter auf
die eventuellen Folgen der Demonſtration hin. Als er die Erwartung
ausſprach, daß die Teilnehmer am Zuge noch am ſelben Tage zur
Arbeit zurückkehren würden, lehnte dies der Angeklagte mit den Worken
ab, er könne mit ſeinen Knochen noch machen, was er wolle. Nach
dieſer Unterredung ging. der Zug vor das Landratsamt, wo die Depu-
tation auch den Landrat aufſuchte, und löſte ſich dann nach 11 Uhr auf.
Auf Grund dieſes Ergebniſſes der Beweisaufnahme gelangte das Gericht
zu der Ueberzeugung, daß der Angeklagte mindeſtens einer der Ver-
anſtalter und Leiter des Demonſtrationszuges geweſen iſt und als
ſolcher beſtraft werden müſſe. Es verurteilte ihn zu 3 Monaten
Gefängnis.

Naumburg. Zur Ausgabe der Petroleumkarten wer-
den von der Markenhauptſtelle in der Seilergaſſe zunächſt Kontrollkarten

kein Gas oder kein elektriſches Licht in ſeiner Wohnung hat. Es kommen
daran: Bezirk 1 bis 3 am Montag, 4 bis 6 am Dienstag, 7 bis 9 am
Mittwoch, jedesmal von 49 bis 12 Uhr. Dieſe Kontrollkarten ſind
ſorgfältig aufzubwahren, denn bei ihrem Verluſt kann der Verlierer

die eigentliche Petroleumkarte wird noch bekanntgegeben werden.

Die Abnahme von elektriſchem Strom iſt auf
80 Prozent des Verbrauchs in jeweils demſelben Monat des Jahres 1916
beſchränkt worden. Jedoch werden vorläufig Verbraucher, die jährlich
nicht mehr als 250 Kilowattſtunden verbrauchen, von der Einſchränkung
nicht betroffen. Weitere örtliche Einſchränkungsvorſchriften ſollen in näch

ſter Zeit erlaſſen werden.

Zeit. Quark verkauf. Der Magiſtrat gibt auf Lebensmittelkarte
86 für jede Perſon 54 Pfund Quark bei Jul. Kunze Nachf., Rahneſtr. 3,
zum Preiſe von 75 Pf. das Pfund ab. Vorausſichtlich können in dieſer
Woche Lebensmittelmarke A 2001 bis 7000 bedient werden. Die jedes
malige Reihenfolge wird durch Aushang bei Jul. Kunze Nachf. bekannt-

gegeben.

Die Gepäckdiebſtähle auf dem hieſigen Bahnhof mehrten
ſich in auffallender Weiſe. Bei einer Hausſuchung bei der Gepäckträgerin
Frau Martha Schleſinger fanden ſich geſtohlene Schuhe, Wäſche,
Strümpfe, Kleidungsſtücke, Waſchmittel uſw. vor. Die Strafkammer ver
urteilte die Diebe zu 1 Jahr Gefängnis. Der Poſtaushelfer Bruno
Bauer aus Zeitz wurde wegen Beraubung von Poſtpaketen zu 4 Monaten
Gefängnis verurteilt.

Kleines Feuilleton.
50 Jahre freies Salzverkaufsrecht in Sachſen. Es werden in dieſen

Tagen 50 Jahre, ſeit in Sachſen die landesherrlichen Salzverkaufsrechte
außer Kraft geſetzt worden ſind. Bis Ende des Jahres 1867 beſtanden
in Sachſen die ſogenannten Stationsverkäufe durch ſtaatliche Salz-
verwattereien. Der freie Handel mit Salz war verboten. Mit der am
1. Januar 1868 erfolgten ſogenannten Salzablöſung wurden die Salz
verwaltereien aufgehoben. Fortan ſtand es jedem frei, mit aller Art
Salz zu handeln.

Eingegangene Schriften.

Von der Reuen Jeik iſt ſoeben das 9. Heft erſchienen. Aus dem
Inhalt des Heftes heben wir hervor: Rom und der deutſche Epiſkopal.
Von Heinrich Cunow. Theodor Mommſen und ſeine Römiſche Ge
ſchichte. Zum hundertſten Geburtstag (30. November). Von Edgar
Steiger. Das einzelne Heft koſtet 30 Pfennig.

verabreicht gegen eine Beſcheinigung des Vermieters, daß der Bezieher

ſpäter keine Petroleumkarte dagegen eintauſchen. Die Ausgobezeit für
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